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Einleitung

1. Einleitung

Mit finanzieller Unterstützung der Otto Brenner Stiftung hat die Forschungsstelle Osteuropa an der Universität
Bremen im Jahr 2007 das Forschungsprojekt „In Brüssel angekommen? Die gewerkschaftliche Interessenvertretung
der neuen Mitgliedsländer auf der EU-Ebene“ durchgeführt. Am Forschungsprojekt waren neben der Forschungs-
stelle Osteuropa (Heiko Pleines, Julia Kusznir, Jan Brüning) das Institut für Soziologie der Slowakischen Akademie
der Wissenschaften (Monika Čambáliková), das Koszalin Institute of Comparative European Studies (Joanna Ein-
bock, Aleksandra Lis), das Institut für Soziologie der Tschechischen Akademie der Wissenschaften (Zdenka Mans-
feldová) sowie Brigitte Krech (Brüssel) beteiligt.

Das Projekt untersuchte, basierend auf einer Auswertung der praktischen Erfahrungen der Gewerkschaftsvertreter,
die Integration der Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern Polen, Tschechien und Slowakei auf der EU-
Ebene. Im Rahmen des Projektes wurden im Sommer 2007 Gewerkschaftsvertreter aus den drei ausgewählten
neuen EU-Mitgliedsländern zu ihren Erfahrungen und ihrer Einschätzung der eigenen Rolle auf der EU-Ebene be-
fragt. Zusätzlich wurden Mitglieder des Sozialen Dialogs der EU (Vertreter von Gewerkschaften und Arbeitgebern),
Vertreter der EU Institutionen sowie Experten zur Rolle der Gewerkschaften auf der EU-Ebene interviewt. Zum
Vergleich wurden mit Deutschland auch Gewerkschaften aus einem alten Mitgliedsland in die Analyse einbezogen.

Im vorliegenden Abschlussbericht sollen nun zentrale inhaltliche Ergebnisse zusammengefasst werden. Die fol-
genden beiden Abschnitte präsentieren einleitend einen Überblick über den Forschungsstand zum Thema und über
das Untersuchungsdesign des Forschungsprojektes. Anschließend werden die Ergebnisse gegliedert in zwei the-
matische Blöcke vorgestellt. Der erste Block beschäftigt sich mit der Fähigkeit der Gewerkschaften aus den Unter-
suchungsländern zu politischem Engagement und den konkreten Wegen ihrer Einflussnahme auf der EU-Ebene.
Der zweite Block untersucht, inwieweit das Engagement auf der EU-Ebene in Form von Europäisierungstendenzen
Rückwirkungen auf die nationalen Gewerkschaften hat. Im Resümee werden dann die zentralen Ergebnisse noch
einmal zusammengefasst, bevor im Ausblick abschließend sowohl die Entwicklungsperspektiven für das EU-
Engagement der Gewerkschaften aus den Untersuchungsländern als auch weiterer Forschungsbedarf aufgezeigt
werden. Die Interviewergebnisse werden im Anhang dokumentiert.

2. Forschungsstand

2.1. Die arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Kompetenzen der EU
Die konkreten arbeitsmarkt- und sozialpolitischen Kompetenzen der EU sind begrenzt. Sie konzentrieren sich im
Wesentlichen auf drei Bereiche: erstens die Festlegung von Mindeststandards insbesondere bezüglich Gesund-
heits- und Sicherheitsvorschriften am Arbeitsplatz, zweitens die Regelung von Arbeitsmigration innerhalb der EU
sowie drittens die Gleichstellung weiblicher Beschäftigter. Der klassische Schwerpunkt der Gewerkschaftsarbeit,
die Aushandlung von Tarifverträgen, erfolgt weiterhin ausschließlich unterhalb der EU-Ebene.

Trotzdem sind die sozialpolitischen Kompetenzen der EU seit Beginn der 1990er Jahre systematisch ausgeweitet
worden. Zusätzlich wird mit der offenen Methode der Koordinierung seit 2000 bei der sozialen Eingliederung, der
Rentenversicherung und dem Gesundheitswesen eine weitergehende EU-weite Abstimmung gesucht. Hinzu kommt,
dass die ausgeprägten EU-Kompetenzen im Wirtschaftsbereich erhebliche arbeitsmarkt- und sozialpolitische Impli-
kationen haben, wie etwa die Dienstleistungsrichtlinie gezeigt hat.

Eine prägnante Analyse der EU-Sozialpolitik gibt Falkner (2006). Überblicke finden sich bei Edquist (2006), Falkner
(2007) und Stuchlik (2008).
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2.2. Gewerkschaften in EU multi-level Governance
Traditionell bestimmten wirtschaftliche Belange immer die Interessenvertretung auf EU-Ebene, zahlenmäßig wie
auch politisch, was sich teilweise durch die Geschichte der EU als Wirtschaftsgemeinschaft begründet. Der Dialog
der Kommission mit den auf EU-Ebene organisierten Vertretungen von Arbeitgebern und Beschäftigten (der Soziale
Dialog) basiert auf rechtlichen Grundlagen. Der Soziale Dialog stützt sich im Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft auf die Artikel 138 und 139, welche die Sozialpartner mit legislativen und exekutiven Kompetenzen
versehen. Der Europäische Gewerkschaftsbund (ETUC) wird gemeinsam mit dem Europäischen Zentralverband der
öffentlichen Wirtschaft (CEEP) sowie der Europäischen Arbeitgeberorganisation (UNICE) als Sozialpartner von der
Europäischen Kommission anerkannt und in den Sozialen Dialog einbezogen.

Die derzeitige Regelung der Entscheidungsfindung im Bereich der Sozialpolitik auf der EU-Ebene sieht vor, dass die
Sozialpartner durch eine entsprechende Interessenbekundung für neun Monate die Regelungsinitiative übernehmen
können. Einigen sich die Sozialpartner in diesem Zeitraum auf eine gemeinsame Position, kann diese auf ihr Verlan-
gen durch die Kommission in eine Entscheidung des Ministerrates eingebracht werden. Formell können EU-Institu-
tionen im sozialpolitischen Bereich keine Maßnahmen ergreifen, ohne die Sozialpartner hinzuzuziehen. Nur im Fall,
dass die Sozialpartner beschließen, nicht zu verhandeln, geht die Zuständigkeit an die EU-Institutionen zurück.

Die Arbeitsbeziehungen sind jedoch noch immer stark entlang nationaler Linien organisiert. Aufgrund der unter-
schiedlichen nationalen Belange ist ein Konsens zwischen den Sozialpartnern schwierig zu erzielen. Darüber hinaus
stellen die nationalstaatlichen Interessensgruppen nur zögerlich länderübergreifenden Dachorganisationen Mittel
zur Verfügung. Diese Einschätzung bekräftigen bspw. Falkner (2000), Grande (2003), Greenwood (2003), Harten-
berger (2001), Hyman (2005) oder Rojot (2004). Eine Analyse der Übereinstimmungen und Widersprüche in den in-
haltlichen Positionen der nationalen Gewerkschaften bezüglich der Europäischen Wirtschafts- und Sozialpolitik
geben Busemeyer u.a. (2006).

Eine weitere institutionalisierte Möglichkeit zur Mitwirkung von Gewerkschaften an EU-Entscheidungsfindungen
stellt der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss (EESC) dar. Seitdem der EESC durch die Römischen Verträge
von 1957 errichtet wurde, ist seine Position zunehmend gestärkt worden. Er vereinigt Vertreter von Arbeitgeber-
verbänden, darunter auch die des Öffentlichen Dienstes (Gruppe I), der Arbeitnehmer (Gruppe II), aber auch an-
dere Teile der organisierten Zivilgesellschaft (Gruppe III). Die 317 Mitglieder des EESC werden von den nationalen
Regierungen für eine verlängerbare vierjährige Amtsperiode nominiert.

Die Konsultation des EESC durch die Europäische Kommission bzw. den Europäischen Rat ist in bestimmten Fällen
obligatorisch, in anderen erfolgt diese freiwillig. Außerdem kann der EESC auch ungefragt seine Meinung äußern.
Die Einheitliche Europäische Akte (1986) und der Maastricht-Vertrag (1992) erweiterten den Bereich jener Angele-
genheiten, die dem EESC vorgelegt werden müssen, vor allem was die Regional- und Umweltpolitik betrifft. Darüber
hinaus erweiterte der Vertrag von Amsterdam (1997) die Bestimmungen für die Berichterstattung an den EESC und
erlaubt es auch dem Europäischen Parlament, den Ausschuss zu konsultieren. Dem EESC kommt jedoch grund-
sätzlich nur eine beratende Funktion zu. Einen Überblick über die Einbeziehung des EESC in die Entscheidungs-
findungsprozesse auf der EU-Ebene bieten etwa Obradovic/Vizcaino (2006).

Der Soziale Dialog und gewerkschaftliches Engagement auf der EU-Ebene sind für die EU-15 bereits mehrfach un-
tersucht worden. Einen prägnanten Überblick geben z.B. Greenwood (2003, S. 149-174), Leiber/Falkner (2005)
sowie Eising (2001). Als wichtige neuere Studien seien genannt: Compston/Greenwood (2001), Edquist (2006),
Erne (2006), Hartenberger (2001), Martin/Ross (2001), Neal (2004). Weniger gut untersucht ist hingegen die Frage
der Rückwirkung der EU-Ebene auf das Politikfeld Sozialpolitik in den jeweiligen Mitgliedsländern. Eine erste Sys-
tematisierung liefern Falkner u.a. (2005) bzw. Leiber/Falkner (2005) sowie Lopez-Santana (2006).
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2.3. Gewerkschaften in den post-sozialistischen Mitgliedsländern
Mit der Osterweiterung der Europäischen Union sind 2004 insgesamt acht post-sozialistische Länder1 aufgenom-
men worden und 2007 kamen zwei weitere hinzu2. Aufgrund der sozialistischen Vergangenheit waren die Gewerk-
schaften in den neuen, post-sozialistischen EU-Mitgliedsländern zwar Anfang der 1990er Jahre numerisch teilweise
recht mitgliederstark, aber organisatorisch nur begrenzt zur Vertretung gewerkschaftlicher Interessen gegenüber
der Politik in der Lage. Die Gewerkschaften sind nur in vergleichsweise losen Dachverbänden vereint. Gewerk-
schaftsvertreter scheuen oft politische Verantwortung und haben kaum Erfahrung mit der Arbeit in supranationa-
len Gremien.

Die Schwäche der post-sozialistischen Gewerkschaften zeigt sich auch daran, dass die auf der nationalen Ebene
geschaffenen tripartistischen Gremien in keinem der neuen EU-Mitgliedsländer zu einer erfolgreichen Beteiligung
von Gewerkschaften an politischen Entscheidungsprozessen führten (siehe etwa Casale 2000, Kurtan 1999, Mai-
land/Jesper 2004, Reutter 1996). Allgemein wird der Einfluss der Gewerkschaften auf die nationale Politik (mit
Abstrichen im polnischen Sonderfall) als gering angesehen, wie auch die Überblickdarstellungen von Ost (2006),
Pleines (2003) und Sil/Candland (2001) zeigen.3 Crowley etwa kommt auf Grundlage einer umfassenden Studie zu
dem Schluss, dass die Arbeitsbeziehungen in den neuen EU-Mitgliedsländern eher an das amerikanische Modell
erinnern und ihre EU-Kompatibilität deshalb fraglich sei (Crowley 2004). In eine ähnliche Richtung geht die Argu-
mentation von Vanhysse (2007).

Es gibt bereits vielfältige Analysen zu Gewerkschaften und Arbeitsbeziehungen in den post-sozialistischen EU-Mit-
gliedsländern. Einen Überblick geben z.B. Kohl/Platzer (2004). Deutlich wichtiger sind aber die zahllosen Einzelstu-
dien, die zusammengenommen einen recht umfassenden Kenntnisstand darstellen. Exemplarisch genannt seien für
die im Projekt erfassten Länder (Polen, Tschechien und Slowakei): Čambáliková (2001), Cox/Mason (2000), Deppe/
Tatur (2002), Dvorakova (2003), Frege (2000), Gąsior-Niemiec (2007), Kubicek (2004), Kroupa/Mansfeldová (2003),
Mansfeldová (1999), Myant/Slocock/Smith (2000), Myant/Smith (1999), Ost (2001 und 2005), Pańków/Gąciarz
(2001), Pollert (2001).

2.4. Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern in EU multi-level Governance
Die Interessenvertretung auf der EU-Ebene stellt die Gewerkschaften aus den post-sozialistischen Ländern vor er-
hebliche Herausforderungen. So deutet auch die spärliche quantitative Vertretung nicht-staatlicher Organisationen
aus den neuen, post-sozialistischen Mitgliedsländern auf Schwächen bzw. Nachholbedarf hin. Während deutsche,
belgische, französische und italienische Organisationen im Politikfeld Sozialpolitik in 90% der relevanten Dach-
organisationen vertreten sind, liegen die neuen Mitgliedsländer mit 40% bis 50% am unteren Ende, wie eine Aus-
zählung von Wasner (2005) zeigt.

Ein zentraler Weg der Interessenvertretung auf der EU-Ebene ist für die Gewerkschaften und Unternehmerverbände
aus den neuen EU-Mitgliedsstaaten die Mitwirkung im EESC. Organisationen aus den zukünftigen Mitgliedsländern
erhielten bereits Mitte der 1990er Jahre Beobachterstatus im EESC. Seit dem EU-Beitritt hat Polen 21 Mitglieder im
EESC, während aus der Tschechischen Republik zwölf und der Slowakei neun Mitglieder vertreten sind. Etliche Ge-
werkschaften aus den neuen Mitgliedsländern sind auch bereits im Vorfeld des Beitritts den EU-weiten Dachver-
bänden beigetreten und so am Sozialen Dialog beteiligt. Ein weiterer Aspekt des europäischen Engagements der
Gewerkschaften aus den post-sozialistischen Mitgliedsländern ist die Beteiligung an Europäischen Betriebsräten in
multi-nationalen Unternehmen. Eine ausführliche Studie hierzu präsentiert Tholen (2007).

1 Dies sind Estland, Lettland, Litauen, Polen, Slowakei, Slowenien, Tschechien, Ungarn.
2 Dies sind Bulgarien und Rumänien.
3 Ein differenzierteres Bild, das auch einige Erfolge gewerkschaftlicher Einflussnahme auf Politik wahrnimmt, geben die Analysen von Avdagic (2005) und Matthes/Terletzki
(2005). Auch sie stellen aber die allgemeine Einschätzung der gewerkschaftlichen Interessenvertretung als extrem schwach im Vergleich zu Westeuropa nicht in Frage.
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Zur Integration der post-sozialistischen Gewerkschaften in EU-Entscheidungsprozesse gibt es jedoch bisher noch
keine fundierten empirischen Studien. Die wenigen wissenschaftlichen Analysen, die bisher erstellt wurden, be-
schränken sich weitestgehend auf eine Beschreibung der Rahmenbedingungen und der vermuteten Probleme, wie
sich bei Borragán (2003), Mansfeldová (2007) oder Einbock (2007) zeigt. Es fehlt damit eine systematische, empi-
risch fundierte Erfassung der Erfahrungen, der Formen der Beteiligung, der Erfolge und Probleme der Gewerk-
schaftsvertreter aus den neuen Mitgliedsländern auf der EU-Ebene.

3. Untersuchungsdesign

3.1. Fragestellung
Die Leitfrage des Projektes „In Brüssel angekommen?“ wird vor allem bezogen auf zwei Aspekte untersucht. Er-
stens geht es um die tatsächliche (und nicht nur formale) Einbeziehung der Gewerkschaften aus den neuen Mit-
gliedsländern in Entscheidungsfindungsprozesse auf der EU-Ebene. Dabei muss zum einen zwischen verschiedenen
Wegen der Einflussnahme und Foren der Entscheidungsfindung unterschieden werden. Zum anderen muss die sub-
jektive Selbsteinschätzung der Gewerkschaftsvertreter bezüglich ihrer Beteiligung mit der Einschätzung anderer
Akteure und objektiven Kriterien abgeglichen werden.

Zweitens erfasst die Leitfrage „In Brüssel angekommen?“ auch die Europäisierung der Gewerkschaften aus den
neuen Mitgliedsländern. Dabei geht es nicht nur darum, wie weit die EU-Ebene in die Gewerkschaftsarbeit einbe-
zogen wird und welcher Stellenwert der Interessenvertretung auf der EU-Ebene eingeräumt wird. Zu berücksich-
tigen ist auch, ob Ideen, Konzepte oder Wertvorstellungen von der EU-Ebene auf die nationale (und sub-nationale)
Ebene transferiert werden, ob also zwischen Brüssel und den neuen Mitgliedsländern bezogen auf die Gewerk-
schaften ein tatsächlicher Austausch, auch im Sinne einer inhaltlichen Auseinandersetzung, stattfindet.

Diese beiden Aspekte des „in-Brüssel-Ankommens“, Integration in Entscheidungsfindung und Europäisierung,
sollen im vorliegenden Projekt vor allem bezogen auf die Akteure, also die Gewerkschaften, und weniger bezogen
auf einzelne Politikfelder analysiert werden, da das vorrangige Ziel eine Einschätzung der allgemeinen Situation
der Gewerkschaften ist. Es handelt sich also um interaction-oriented im Gegensatz zu problem-oriented policy re-
search (Scharpf 1997, S. 10-12). Über die Fokussierung auf Gewerkschaften als Akteure ergibt sich aber automa-
tisch eine Konzentration auf arbeitsmarktbezogene und sozialpolitische Politikfelder.

Die Analyse der Einflussnahme der Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern ist auch von Interesse für eine
Analyse des politischen Systems der EU. Eine Untersuchung der Erfahrungen gewerkschaftlicher Organisationen
aus den zentral- und osteuropäischen Mitgliedsstaaten ist ein fehlendes Glied in der Kette zwischen Forschung
über post-sozialistische Gewerkschaften und EU-Governance. Die Analyse der Aktivitäten von Gewerkschaften auf
der EU-Ebene ist der Beurteilung des Mehrebenen-Regierens in der EU in vielerlei Hinsicht dienlich.

Erstens stellt die Osterweiterung den ersten großen Test dafür dar, wie zugänglich das Post-Maastricht-System für
Neulinge ist. Dies betrifft die Offenheit europäischer Dachverbände genauso wie die Fähigkeit der EU-Institutionen,
angesichts der rapide gestiegenen Zahl von Interessensgruppen, noch umfassende Beratungsprozesse zu organi-
sieren.

Zweitens hilft die Untersuchung der Partizipation der relativ schwachen Gewerkschaften aus den neuen Mitglieds-
ländern zu klären, in welcher Beziehung formale Repräsentation und tatsächliche Mitwirkung auf der EU-Ebene
stehen.

OBS 22.04.2008 8:48 Uhr Seite 5



6

Kapitel 3

Drittens stellen die neuen post-sozialistischen Mitgliedsstaaten interessante Fälle für eine Analyse dar, die den
Einfluss des EU-Mehrebenensystems auf die politische Rolle von Gewerkschaften betrifft. Da die Beitrittsverhand-
lungen langwierig und formell waren, initiierte die Europäische Kommission eine Reihe von Programmen für zivilge-
sellschaftliche Organisationen aus den Kandidatenländern, um diese auf die Mitarbeit in der EU vorzubreiten.
Infolgedessen konnten sie Koalitionen auf unterschiedlichen EU-Ebenen neu bilden. Bestimmungsfaktoren von
Koalitionsbildungen können so explizit untersucht werden.

Viertens lassen sich durch die vergleichsweise kurzfristige Eingliederung in die EU bei den Gewerkschaften aus
den neuen Mitgliedsländern Europäisierungsformen und ihre Bestimmungsfaktoren gut untersuchen.

3.2. Zentrale Begriffe
Die Fragestellung bezieht sich auf einige Begriffe, die je nach Forschungskontext sehr unterschiedlich verstanden
werden. Um Missverständnissen vorzubeugen, sollen für das Projekt zentrale Begriffe und Konzepte hier kurz de-
finiert werden:

Zivilgesellschaft wird hier im Sinne der Europäischen Kommission einfach als Synonym für die Gesamtheit nicht-
staatlicher kollektiver Akteure verwendet. Die Verwendung des Begriffes hat damit keine theoretischen oder nor-
mativen Implikationen. Da sich unser Forschungsprojekt vorrangig mit Gewerkschaften (und zusätzlich nur mit
Arbeitgeberverbänden) befasst, ist der Begriff der Zivilgesellschaft nur über die entsprechenden Vorgaben der EU
von direkter Bedeutung. Dementsprechend erscheint es sinnvoll, bei einer Analyse der EU-Ebene auch die Termino-
logie zu verwenden, die von den Akteuren dort gebraucht wird. Wichtig ist, dass die Europäische Kommission unter
zivilgesellschaftlichen Gruppen immer sowohl Gewerkschaften als auch Arbeitgeberverbände mit erfasst.

Entsprechend der aufzählenden Definition der Europäischen Kommission umfasst Zivilgesellschaft folgende
Gruppen: (1) trade unions and employers’ organisations (social partners); (2) organisations representing social and
economic players that are not social partners in the strict sense of the term (such as business sector associations);
(3) non-governmental organisations that bring people together in a common cause, such as environmental or
human rights organisations, charities, professional associations and grass roots organisations; (4) institutions or
sectors that involve citizens in local and municipal life, such as churches or religious communities (Commission of
European Communities 2001, S. 14).

Regieren im Mehrebenensystem (multi-level governance) ist in der Politikwissenschaft zu einer häufigen Beschrei-
bung für die Beziehungen zwischen der EU-Ebene, der nationalen sowie subnationalen (regionalen, lokalen)
Ebenen geworden. Dies hat auch Implikationen für zivilgesellschaftliche Organisationen, wie etwa Gewerkschaften.
Da die EU aus souveränen Nationalstaaten besteht, ist die Befugnis zur Entscheidungsfindung von EU-Organen
notwendigerweise begrenzt. Basierend auf dem Subsidiaritätsprinzip, sollten Entscheidungen innerhalb der EU
idealerweise auf der untersten kompetenten Ebene getroffen werden. Darüber hinaus liegt die Verantwortung für
die Durchsetzung von EU-Bestimmungen in erster Linie bei nationalstaatlichen Exekutivorganen. Eine Folge davon
ist, dass die meisten politischen Entscheidungen verschiedene Ebenen einschließen und die Regulierung der meis-
ten politischen Bereiche sowohl die EU als auch die nationale Ebene betreffen. Folgerichtig werden zivilgesell-
schaftliche Organisationen, die sich in politische Entscheidungsfindungsprozesse einbringen wollen, auf mehreren
Ebenen gleichzeitig aktiv.

Beinahe alle zivilgesellschaftlichen Organisationen der EU-Mitgliedsstaaten sind auf nationaler Ebene gegründet
worden; erst später weiteten sie die jeweiligen Aktivitäten auf die EU-Ebene aus. Als Folge sind zivilgesellschaft-
liche Organisationen auf der EU-Ebene, die in dem selben politischen Bereich aktiv sind, nicht nur entsprechend
ihrer inhaltlichen Schwerpunkte und Positionen, sondern auch entlang nationaler Linien aufgeteilt. Das ist der
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Grund, weshalb Bemühungen der Europäischen Kommission, Konsultationen mit zivilgesellschaftlichen Organisa-
tionen weiter zu entwickeln, auf die Bildung supranationaler Dachverbände konzentriert wurden. Die Kommission
hat zivilgesellschaftliche Organisationen dazu ermuntert, einen EU-weiten Dachverband zu bilden und versprach
begünstigten Zugang zu Entscheidungsprozessen sowie erhebliche finanzielle Unterstützung für eine solche
Dachorganisation.4

Politisches Engagement auf der EU-Ebene verlangt von zivilgesellschaftlichen Organisationen einschließlich der
Gewerkschaften drei Fähigkeiten. Die erste ist die generelle Fähigkeit, sich in politischen Entscheidungsprozessen
zu engagieren. Die zweite ist die Fähigkeit, sich auf der EU-Ebene einzubringen und die dritte ist das Erfüllen der
EU-Kriterien, die den Zugang zu verschiedenen Beratungsprozessen auf der EU-Ebene regeln.

Chronologisch betrachtet entwickeln die meisten zivilgesellschaftlichen Organisationen zuerst die grundlegende
Fähigkeit, sich in politischen Entscheidungsprozessen zu engagieren. In den meisten Fällen beginnen sie ihre
Arbeit auf nationaler bzw. regionaler Ebene und entwickeln eine Position, die sie den politischen Entscheidungs-
trägern kommunizieren möchten. Folglich müssen sie wissen, wer die relevanten Entscheidungsträger sind und die
angemessene Art der Kommunikation suchen, d.h. sie müssen ein grundlegendes Verständnis politischer Prozesse
entwickeln. Strategien für den leichteren Zugang zu politischen Entscheidungsträgern beinhalten die Bereitstellung
von Fachkenntnis, öffentliche Protestaktionen und Medienaufmerksamkeit. All diese Strategien erfordern Ressour-
cen, die von fachlicher Kompetenz bis hin zu aktiven Mitgliedern, von finanziellen Mitteln bis zur Kompetenz in der
Pressearbeit reichen.

Ein Engagement auf der EU-Ebene erfordert sowohl zusätzliches Personal und Finanzen, etwa für ein Büro in
Brüssel, als auch neue Kompetenzen. Letztere umfassen Grundfertigkeiten, wie Englischkenntnisse und Fach-
wissen über die Strukturen der Entscheidungsfindung in der EU, aber auch andere in höherem Maße spezifische
Voraussetzungen wie Netzwerkqualitäten auf multinationaler Ebene. Die Schwierigkeiten des Mehrebenensystems
zeigen sich im Unvermögen beinahe aller zivilgesellschaftlichen Organisationen, Protestaktionen auf der Ebene der
EU zu organisieren (im Gegensatz zur nationalen Ebene). Dies bedeutet, dass das Engagement auf der EU-Ebene
nicht einfach als eine logische Fortsetzung nationaler Aktivitäten in der Politik verstanden werden kann. Engage-
ment auf der EU-Ebene erfordert neue Kapazitäten.

Zumindest auf dem Papier hat die Europäische Kommission durch die Auferlegung von Mindestvoraussetzungen
für zivilgesellschaftliche Organisationen, die an EU-Entscheidungsfindungsprozessen mitwirken möchten, ein wei-
teres Hindernis geschaffen. Für die Sozialpartner wurden diese Grundlagen bereits Anfang der 1990er Jahre defi-
niert, für andere zivilgesellschaftliche Organisationen erst 2002. In beiden Fällen verlangt die EU-Kommission
Transparenz, Rechenschaft sowie Repräsentativität. Interessensgruppen, die Kommentare zu den Gesetzesentwür-
fen der Kommission vorlegen möchten, müssen deshalb bereit sein, die Kommission und die Öffentlichkeit in ihrer
Gesamtheit mit den erforderlichen Informationen zu versorgen.5

Europäisierung ist eine mögliche Folge des Engagements auf der EU-Ebene. Sie soll hier nach Radaelli definiert
werden: „Europeanisation consists of processes of a) construction, b) diffusion and c) institutionalisation of formal
and informal rules, procedures, policy paradigms, styles, ‘ways of doing things’, and shared beliefs and norms
which are first defined and consolidated in the EU policy process and then incorporated in the logic of domestic
(national and subnational) discourse, political structures and public policies.” (Radaelli 2004, S. 3–4)6

4 Ein prägnanter Überblick findet sich bei Greenwood (2003).
5 Zur Konzeptionalisierung der erforderlichen Fähigkeiten siehe Obradovic/Pleines (2007).
6 Einen aktuellen Überblick über den Forschungsstand geben: Quaglia u.a. (2007) und Axt/Milosoki/Schwarz (2007).
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3.3. Empirische Datenerhebung
Mit Polen, Tschechien und der Slowakei wurden drei größere neue Mitgliedsländer für die empirische Analyse aus-
gewählt, die zum einen zusammengenommen eine größere Zahl von Gewerkschaften aufweisen und zum anderen
unterschiedliche gewerkschaftliche Organisationsstrukturen besitzen. In den drei Ländern wurden wiederum je-
weils nationale Dachverbände sowie starke Einzelgewerkschaften ausgewählt. Um Vergleichbarkeit zu gewährleis-
ten, wurden bei den Einzelgewerkschaften für alle Länder neben nationalen Dachverbänden die für die Metallin-
dustrie sowie den Bergbau zuständigen Branchengewerkschaften ausgewählt.

Die Gewerkschaftsstudien erfassen somit die stärksten Gewerkschaften in den größten Mitgliedsstaaten und
stellen damit bezogen auf vermutetes Einflusspotenzial ein best-case-scenario dar. Die Gewerkschaftsstudien
wurden also bewusst nicht als repräsentativ für die neuen Mitgliedsländer, sondern als Fälle maximalen Einfluss-
potenzials ausgewählt. Grundlage hierfür ist die in der Forschung dominierende Einschätzung von der schwachen
Vertretung der Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern auf der EU-Ebene. Wenn selbst die stärksten
Gewerkschaften auf der EU-Ebene nicht nennenswert in Erscheinung treten, kann die Einschätzung als bestätigt
gelten. Gleichzeitig ermöglicht die Einbeziehung der stärksten Gewerkschaften am ehesten eine Analyse von
Integrations- und Europäisierungseffekten.

Der Untersuchungszeitraum reicht vom Beitrittsjahr 2004 bis in die Gegenwart, d.h. bis zur Durchführung der
Interviews im Sommer 2007. Vorbereitende Maßnahmen vor dem Beitritt werden ebenfalls in die Analyse einbe-
zogen. Zentrale Informationsquelle sind dabei die Interviews mit Gewerkschaftsvertretern. Diese umfassen einen
Fragebogen mit insgesamt 43 Fragen sowie Leitfadeninterviews. Im Rahmen des Projektes wurden insgesamt über
40 Gewerkschaftsvertreter, mehr als 10 Arbeitgebervertreter sowie über 20 Experten aus Politik und Beratung
befragt. Die durchschnittliche Interviewdauer für Fragebogen und Leitfadeninterview lag bei etwa einer Stunde.7

Bei Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden wurden leitende Mitglieder ausgewählt, in deren Zuständigkeits-
bereich die Beziehungen der jeweiligen Organisation zur EU fielen (Abteilungsleiter bzw. Vorstandsmitglieder). Um
eine repräsentative Aussage bezüglich der Position der jeweiligen Organisation zu bekommen, wurden (soweit
möglich) pro Gewerkschaft mindestens zwei Vertreter befragt, um sicherzustellen, dass die Angaben zur Position
der vertretenen Gewerkschaft nicht durch persönliche Präferenzen eines Außenseiters verfälscht werden.

Da alle interviewten Vertreter in ihrer jeweiligen Organisation in leitender Position für die Beziehungen zur EU-
Ebene verantwortlich sind (teilweise im Rahmen einer Abteilung für Internationale Beziehungen),8 sind sie dem-
entsprechend für das Interviewthema besonders kompetent. Es ist aber gleichzeitig zu vermuten, dass sie die
Bedeutung der EU aufgrund ihrer direkten Zuständigkeit im Vergleich zu anderen Entscheidungsträgern in ihrer
Organisation systematisch höher einschätzen.

Zusammenfassend bedeutet dies, dass die Erhebung nicht repräsentativ für die Gewerkschaften der Untersuchungs-
länder ist, sondern gezielt zentrale Segmente erfasst. Dort, wo die Position der Gewerkschaften als Organisation
erfragt wurde, werden durch die Auswahl der nationalen Dachverbände und großer Branchenverbände besonders
starke Gewerkschaften erfasst. Dort, wo die persönliche Position der Gewerkschaftsvertreter erfragt wurde, doku-
mentieren die Ergebnisse die Haltung der EU-nahen Entscheidungselite.

7 Der Fragebogen wurde von Heiko Pleines entworfen und anschließend von den Projektpartnern, den Mitgliedern des Projektbeirates sowie weiteren Experten kritisch
überprüft. Die endgültige deutschsprachige Version des Fragebogens wurde in die vier weiteren Interviewsprachen (Englisch, Polnisch, Slowakisch und Tschechisch) über-
setzt. Die Übersetzungen wurden anschließend im Rahmen einer Rückübersetzung von Muttersprachlern überprüft und korrigiert. Die Interviews wurden von den jeweils für
das Land zuständigen Partnerinstitutionen als persönliche Gespräche durchgeführt. Die ausgefüllten Fragebögen sowie die Aufzeichnungen der Leitfadeninterviews werden
zentral an der Forschungsstelle Osteuropa in Bremen archiviert. Die Interviewergebnisse sind im Anhang dokumentiert. Die Dokumentation ist außerdem in deutscher
(Pleines 2007) und englischer (Pleines 2008) Sprache veröffentlicht worden.
8 Siehe auch Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q38.
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4. Engagement auf der EU-Ebene

4.1. Die Gewerkschaften in den Untersuchungsländern
Zu Zeiten des Sozialismus existierten in allen drei Untersuchungsländern staatlich organisierte Gewerkschaften. In
Polen entstand jedoch bereits Anfang der 1980er Jahre mit Solidarność (NSZZ Solidarność – Niezależny Samorządny
Związek Zawodowy Solidarność) eine unabhängige Gegen-Gewerkschaft. Sie wurde 1989 zum zentralen Akteur des
Regimewandels. Gewerkschaftsführer Lech Walęsa wurde Staatspräsident. Solidarność formte die Regierung. Auch
die ehemals sozialistische Gewerkschaft OPZZ (Ogólnopolskie Porozumienie Związków Zawodowych) überstand
den Regimewechsel erfolgreich. Im politischen System blieben die beiden Gewerkschaften bis 2001 präsent. 1993–
97 war die OPZZ an der Regierung beteiligt, 1997–2001 erneut Solidarność. Beide Gewerkschaften verloren jedoch
im Verlauf der 1990er Jahre an Rückhalt in der Bevölkerung und ihre Mitgliederzahl sank erheblich. In Reaktion auf
die Politisierung der beiden großen Gewerkschaften wurde 2002 die FZZ (Forum Związków Zawodowych) als dritter
nationaler Dachverband mit dem expliziten Ziel parteipolitischer Neutralität gegründet. Vor allem durch Abspaltun-
gen von der OPZZ erreichte die FZZ sehr schnell nationale Bedeutung. Sie repräsentiert derzeit 20% aller pol-
nischen Gewerkschaftsmitglieder, während OPZZ und Solidarność jeweils einen Anteil von etwa einem Drittel
haben (Tholen 2007, S. 27–33 und Towalski 2005).9

Während sich in Polen also ein Gewerkschaftspluralismus etablierte, blieben in Tschechien und der Slowakei die
Nachfolgeorganisationen des sozialistischen Gewerkschaftsverbandes der Tschechoslowakei dominant. In
Tschechien repräsentiert ČMKOS (Českomoravská konfederace odborových svazů) mehr als zwei Drittel der
Gewerkschaftsmitglieder. Die zweitgrößte Gewerkschaft, ASO (Asociace samostatných odborů), kommt auf einen
Anteil von 20%. An dritter Stelle folgt die Gewerkschaft der Kulturschaffenden (KUK – Konfederace umění a kultury)
mit einem Anteil von gut 5%. Die Gesamtzahl der Gewerkschaftsmitglieder hat sich seit Mitte der 1990er Jahre
halbiert (Tholen 2007 und Hála/Kroupa 2005).10

In der Slowakei repräsentiert die Nachfolgeorganisation der sozialistischen Gewerkschaft KOZ (Konfederácia od-
borových zväzov Slovenskej republiky) über 90% der Gewerkschaftsmitglieder. Weitere Gewerkschaften sind des-
halb ohne nationale Bedeutung. Der Mitgliederrückgang der slowakischen Gewerkschaften verlief im Vergleich zu
Polen und Tschechien gemäßigt, so dass die Slowakei einen relativ hohen gewerkschaftlichen Organisationsgrad
aufweist (Tholen 2007 und Cziria 2005).11

Neben den nationalen Dachverbänden wurden auch Branchenverbände für die Metallindustrie und den Bergbau in
die Analysen einbezogen. Die entsprechenden Branchenverbände gehören in allen Untersuchungsländern zu den
mitgliederstärksten und einflussreichsten. Für Polen wurden die entsprechenden Branchenverbände der OPZZ aus-
gewählt, der Gewerkschaftsverband „Metaller“ (Federacja Związków Zawodowych „Metalowcy”) und die Gewerk-
schaft der Bergarbeiter (Związek Zawodowy Górników w Polsce – ZZG). Für Tschechien handelt es sich um die
Branchenverbände in ČMKOS, Kovo für die Metallindustrie und OS PHGN (Odborový svaz pracovníků hornictví, ge-
ologie a naftového průmyslu) für den Bergbau (sowie Geologie und Erdölwirtschaft), in der Slowakei entsprechend
um die Branchenverbände in KOZ, Kovo für die Metallindustrie und OZ PBGN (Odborový zväz pracovnikov baní, ge-
ológie a naftového priemyslu ) für den Bergbau (sowie Geologie und Erdölwirtschaft).

Da Flächentarifverträge in allen drei Ländern vergleichsweise selten sind, sind Gewerkschaften häufig vor allem auf
der Betriebsebene aktiv, wo sie individuelle Tarifverträge aushandeln. Die nationale Koordination der Gewerk-

9 Ausführlicher dazu Ost (2005); Deppe/Tatur (2002, S. 94-134, 221-248); Pańków/Gąciarz (2001).
10 Ausführlicher dazu Pollert (2001); Myant/Smith (1999).
11 Ausführlicher dazu Čambáliková (2000) und Myant/Slocock/Smith (2000).
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schaften und auch die Einbindung der Branchenverbände in nationale Dachverbände ist deshalb vergleichsweise
lose. Wie die folgende Tabelle für das Beitrittsjahr der Untersuchungsländer zeigt, liegt die Reichweite von Flächen-
tarifverträgen insbesondere in Polen und auch in Tschechien deutlich unter dem EU-Durchschnitt (siehe etwa
Tholen 2007).

Stärke der Gewerkschaften: Mitgliederzahlen und Reichweite von Tarifverträgen (2004)
Quelle: EIRO, http://www.eurofound.europa.eu/eiro/country_index.htm

4.2. Fähigkeit zu politischem Engagement
Anfang der 1990er Jahre bildeten sich in allen drei Untersuchungsländern Gremien, die Gewerkschaften, Arbeit-
geberorganisationen und Akteure der staatlichen Wirtschafts- und Sozialpolitik zusammenbrachten. Dieser als
Tripartismus diskutierte Ansatz brachte den Gewerkschaften jedoch nur geringe Einflussmöglichkeiten, da die
Gremien vorrangig beratende Funktionen hatten.

In Polen ist die 1994 gegründete tripartistische Kommission, die derzeit drei Gewerkschaftsverbände und vier
Arbeitgeberverbände umfasst, von parteipolitischen Konflikten zwischen den Gewerkschaften geprägt. Als Soli-
darność Ende der 1990er Jahre an der Regierung beteiligt war, brachen die zentralen Verhandlungen de facto zu-
sammen. Trotzdem wurden in einzelnen Fragen und auf der Branchenebene regelmäßig Einigungen erzielt.

In Tschechien wurde bereits 1990 mit dem Rat für wirtschaftliche und soziale Abstimmung ein tripartistisches
Gremium eingerichtet. Mit Ausnahme einer Krisenphase in der zweiten Hälfte der 1990er Jahre, die durch die Ver-
weigerungshaltung der wirtschaftsliberalen Regierung unter Václav Klaus ausgelöst wurde, wurden Verhandlungen
in der Regel konsensual geführt. In der Slowakei brach das noch in der Tschechoslowakei eingeführte tripartis-
tische Gremium hingegen 1997 aufgrund der ablehnenden Haltung der Regierung zusammen. Es kam erst 1999
nach einem Regierungswechsel wieder zusammen. Einigungen konnten aber seitdem nur in Ausnahmefällen er-
reicht werden.

Zusammenfassend ist der polnische Tripartismus als konfliktorientiert, der tschechische als konsensorientiert und
der slowakische als blockiert bezeichnet worden (Tholen 2007, S. 28). Charakteristisch für alle drei tripartistischen
Gremien ist jedoch, dass sie den Gewerkschaften kaum reale Einflussmöglichkeiten auf die nationale Politik
bieten.12 Die Gewerkschaften in den post-sozialistischen EU-Mitgliedsländern werden deshalb allgemein sowohl
bezüglich ihrer organisatorischen Stärke und ihrer Rolle bei Tarifverhandlungen als auch bezüglich ihres poli-
tischen Einflusses als schwach charakterisiert.13

Polen Tschechien Slowakei EU-Durchschnitt

Gewerkschaftliche
Organisationsquote

17% 22% 30% 25%

Reichweite
Tarifverträge

35% 35% 50% 66%

Reichweite
Flächentarifverträge

20% 27% 33% 34%

12 Diese Einschätzung bestätigen: Ost (2006); Mansfeldová (2005); Matthes/Terletzki (2005); Kohl/Platzer (2004); Mailand/Due (2004); Deppe/Tartur (2002, S. 228-234);
Čambáliková (2001); Casale (2000); Cox/Mason (2000); Myant/Slocock/Smith (2000); Kurtan (1999); Ost (1998); Mansfeldová (1997); Reutter (1996), Orenstein (1996).
13 Systematische vergleichende Analysen hierzu bieten z.B.: Vanhuysse (2007) und Crowley (2004).
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Im Vorfeld des EU-Beitritts der post-sozialistischen Staaten initiierte die Europäische Kommission eine Reihe von
Maßnahmen, um zivilgesellschaftliche Organisationen aus den zukünftigen Mitgliedsländern auf das Engagement
auf der EU-Ebene vorzubereiten. Von den im Projekt befragten Gewerkschaftsvertretern aus Polen, Tschechien und
der Slowakei erklärte so die überwältigende Mehrheit, vor dem EU-Beitritt im Jahre 2004 von der EU Unterstützung
für die Vorbereitung auf die Gewerkschaftsarbeit in der EU erhalten zu haben.14 Als zentrale Maßnahmen werden
dabei Informationsbereitstellung, Schulungen und Unterstützung bei der internationalen Vernetzung genannt.15

Insgesamt wird die Unterstützung durch die EU von der großen Mehrheit als zumindest ausreichend charakte-
risiert.16

Gleichzeitig erklärt im Rückblick aber nur die Hälfte der Gewerkschaftsvertreter, dass ihre Gewerkschaft 2004 auf
die Arbeit in der EU gut vorbereitet war. Die Gegenposition vertreten allerdings nur 4%, während der Rest eine ge-
mischte Bilanz zieht.17 Insgesamt drei Viertel der Gewerkschaftsvertreter konstatieren außerdem für die ersten
drei Jahre der EU-Mitgliedschaft eine Verbesserung ihrer Fähigkeit zur Arbeit auf der EU-Ebene.18 Die Gewerk-
schaftsvertreter aus den neuen Mitgliedsländern sehen sich also in ihrer großen Mehrheit mit der Herausforderung
des Engagements auf der EU-Ebene nicht grundsätzlich überfordert.

4.3. Wege der Einflussnahme
Im Sinne einer Bestandsaufnahme des gewerkschaftlichen Engagements auf der EU-Ebene ist zuerst zu erfassen,
in welcher Form Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern in politische Entscheidungsfindungsprozesse auf
der EU-Ebene integriert sind. Dabei lassen sich, ausgehend von gewerkschaftlichen Organisationsformen, Wegen
der Einflussnahme und relevanten Foren auf der EU-Ebene, unterschiedliche Kategorisierungen bilden.

Ausgehend von der Organisationsform unterscheidet Greenwood (1) nationale Organisationen, die über nationale
Kooperation etwa mit der jeweiligen Regierung die EU-Ebene beeinflussen, (2) nationale Organisationen, die direkt
mit EU-Organen in Kontakt treten, (3) transnationale Organisationen und (4) internationale gewerkschaftliche
Dachverbände, die in Brüssel vertreten sind (Greenwood 2003, S. 160-161). Diese Unterscheidung ist vergleichs-
weise undifferenziert und die Differenzierung zwischen (3) und (4) ist nicht eindeutig. Sinnvoller sind deshalb
Kategorisierungen nach konkreten Wegen der Einflussnahme bzw. Foren der Entscheidungsfindung.

Gewerkschaften stehen im Prinzip auf der EU-Ebene insgesamt sechs Wege der Einflussnahme auf den politischen
Entscheidungsfindungsprozess zur Verfügung: (1) direkte Konsultationen mit der Europäischen Kommission, (2)
Konsultationen mit den nationalen Vertretern im Ministerrat, (3) direkte Konsultationen mit dem EU-Parlament, (4)
Teilnahme am Sozialen Dialog, (5) Mitwirkung im Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschuss, (6) Mitwirkung
in transnationalen Dachverbänden und Netzwerken. Häufig wird auch ein Brüsseler Büro als Weg der Einfluss-
nahme genannt. Ein Büro als solches garantiert jedoch keine Beteiligung an Entscheidungsfindungsprozessen. Es
kann vielmehr die Wahrnehmung aller oben aufgeführten Wege der Einflussnahme erleichtern.

Entsprechend der Wege der Einflussnahme lassen sich für die gewerkschaftliche Beteiligung vier relevante Foren
der politischen Entscheidungsfindung bestimmen: (1) die Europäische Kommission bzw. das zuständige DG, (2) der
Ministerrat bzw. die jeweiligen nationalen Vertretungen beim Ministerrat oder die zuständige Arbeitsgruppe, (3)
das EU-Parlament bzw. der zuständige Parlamentsausschuss, (4) der Soziale Dialog. In diesen Foren können direkt

14 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q6.
15 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q7.
16 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q8.
17 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q9.
18 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q10.
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politische Entscheidungen getroffen werden. Die oben unter 5 und 6 aufgeführten Wege der Einflussnahme be-
ziehen sich hingegen auf Organisationen (Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss bzw. europäische Dach-
verbände), die einen alternativen Zugang zu den relevanten Foren der Entscheidungsfindung erlauben.

Die in der Umfrage erfassten 13 Gewerkschaften aus Polen, Tschechien und der Slowakei nehmen auf der EU-
Ebene kaum über direkte Konsultationen mit EU-Organen Einfluss auf Entscheidungsprozesse. Direkte Konsul-
tationen mit der Europäischen Kommission sind so eine große Ausnahme, von der nur 2 der 13 erfassten
Gewerkschaften berichten. Konsultationen mit den nationalen Vertretern im Ministerrat werden von gerade einmal
3 Gewerkschaften genannt. Etwas häufiger sind Konsultationen mit dem Europäischen Parlament. Hier haben ins-
gesamt 5 der befragten Gewerkschaften Zugang, insbesondere weil Gewerkschaftsmitglieder Abgeordnete sind.
Zugang zu direkten Konsultationen haben vor allem die drei großen nationalen Dachverbände aus Polen und
Tschechien.19

Ein Grund für die geringe Bedeutung von direkten Konsultationen dürfte sein, dass keine der Gewerkschaften über
ein Büro in Brüssel verfügt (Krech 2007, S. 35-36). Die zuständigen Gewerkschaftsvertreter aus den neuen Mit-
gliedsländern reisen vielmehr nur zu konkreten Terminen nach Brüssel.20 Stattdessen vertreten sie ihre Interessen
vor allem über einen europäischen Dachverband (10 der 13 Gewerkschaften), über den Sozialen Dialog (9) und
über den Wirtschafts- und Sozialausschuss (8).21 Dementsprechend sehen nur 3% der befragten Interviewpartner
ihre Gewerkschaft in der Lage, ihre Interessen auf der EU-Ebene alleine zu vertreten. Die große Mehrheit setzt auf
einen europäischen Dachverband, etwa ein Drittel auf die Kooperation mit einzelnen Gewerkschaften.22

Von den 13 erfassten Gewerkschaften aus Polen, Tschechien und der Slowakei sind 11 Mitglieder in einem europäi-
schen Dachverband, mehrheitlich im Europäischen Gewerkschaftsverband bzw. dem entsprechenden Branchen-
verband.23 In der Leitung der europäischen Verbände findet sich jedoch mit Józef Niemiec von der polnischen
Solidarność nur ein Gewerkschaftsvertreter aus den drei Untersuchungsländern.24

Die Fixierung auf die europäischen Gewerkschaftsverbände zeigt sich auch darin, dass sie von fast allen befragten
Gewerkschaften als beste Kooperationspartner auf der EU-Ebene genannt werden. Hinzu kommen für drei Gewerk-
schaften der Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss sowie für die polnische OPZZ und ihre Branchenver-
bände polnische Abgeordnete im Europäischen Parlament.25

Die Beteiligung der erfassten polnischen, tschechischen und slowakischen Gewerkschaften an Entscheidungspro-
zessen auf der EU-Ebene erfolgt also fast ausschließlich über europaweite Dachverbände sowie die Mitgliedschaft
in EU-Gremien (Sozialer Dialog und Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss). In die Untersuchung wurden,
wie im Abschnitt zum Untersuchungsdesign erläutert, bewusst die einflussreichsten Gewerkschaften aus den
neuen Mitgliedsländern einbezogen.

Es ist davon auszugehen, dass Gewerkschaften aus den post-sozialistischen Mitgliedsländern insgesamt über
keine weiteren Einflusskanäle auf der EU-Ebene verfügen. In Anbetracht der Tatsache, dass der Soziale Dialog seit

19 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q16.
20 Dabei halten zwei Drittel der befragten Gewerkschaftsvertreter ein Büro in Brüssel für wichtig. (Projektumfrage [Fragebogen] Sommer 2007, Frage Q21).
21 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q16.
22 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q18.
23 Zwei Gewerkschaften (die nationale Gewerkschaft KUK aus Tschechien und die Bergbaugewerkschaft PBGN aus der Slowakei) sind auf der europäischen Ebene
überhaupt nicht vertreten. Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q17 (freie Antworten).
24 Einen ausführlichen Überblick über Positionen von Gewerkschaftsvertretern aus den Untersuchungsländern auf der EU-Ebene gibt der Beitrag von Brigitte Krech (2008)
im Projektsammelband.
25 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q22 (freie Antworten).
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der Osterweiterung keine relevante politische Entscheidung erreicht hat,26 bedeutet dies, dass nicht einmal eine
Hand voll Gewerkschaften aus den neuen post-sozialistischen Mitgliedsländern direkt in den relevanten Foren der
politischen Entscheidungsfindung auf der EU-Ebene vertreten ist. Die Gewerkschaften aus den neuen Mitglieds-
ländern verlassen sich (soweit sie auf der EU-Ebene überhaupt präsent sind) im Wesentlichen auf die kollektive
Interessenvertretung durch die europäische Gewerkschaftsbewegung.

Zum Vergleich sei z.B. darauf hingewiesen, dass von den sechs großen nationalen Arbeitgeberverbänden aus den
Untersuchungsländern zwei über ein Büro in Brüssel mit einem ständigen Vertreter verfügen (The European Public
Affairs Directory 2007) oder dass die großen deutschen Gewerkschaften auf der EU-Ebene zusätzlich über direkte
Konsultationen mit der Europäischen Kommission, den nationalen Vertretern im Ministerrat und dem Europäischen
Parlament Einfluss nehmen.27

4.4. Zufriedenheit
Die Gewerkschaftsvertreter aus den neuen Mitgliedsländern sind allerdings mit dieser Situation nicht unzufrieden.
Die befragten Gewerkschaftsvertreter sehen die Mitarbeit im europäischen Dachverband überwiegend positiv. Nur
4% verweisen vorrangig auf negative Erfahrungen.28

Der Einfluss der europäischen Gewerkschaftsvertretung auf der EU-Ebene wird als vergleichsweise groß einge-
schätzt. Die Gewerkschaften werden dabei gegenüber den Arbeitgeberverbänden als gleich stark gesehen und diese
Einschätzung wird auch von den befragten Arbeitgebervertretern und Experten mehrheitlich geteilt.29 Bei der Ein-
schätzung von Trends der letzten Jahre ergibt sich aber bei allen befragten Gruppen ein sehr uneinheitliches Bild.
Jeweils etwa ein Drittel schätzt den Einfluss der Gewerkschaften als gestiegen, unverändert bzw. rückläufig ein.30

Die Bedeutung scheint dabei aber von den Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsstaaten überschätzt zu wer-
den. So erklären 70% der befragten Gewerkschaftsvertreter, aber nur 30% der befragten Arbeitgebervertreter, dass
die Gewerkschaften aus den Untersuchungsländern einen wesentlichen Beitrag zur gewerkschaftlichen Interessen-
vertretung auf der EU-Ebene leisten.31 Die eigene Rolle auf der EU-Ebene wird jedoch auch von den Gewerkschaf-
ten aus den neuen Mitgliedsländern kritisch bewertet. Nur eine knappe Mehrheit ist mit der eigenen Rolle auf der
EU-Ebene zufrieden. Bezüglich der nationalen Ebene ist die Zufriedenheit größer.32

5. Europäisierungstendenzen

5.1. Einschätzung der EU
Europäisierung im Sinne der Definition Radaellis (2004, S. 3-4) als Transfer von Regeln, Einstellungen oder Ver-
haltensweisen von der EU-Ebene auf die nationale Ebene ist nur möglich, wenn eine Vernetzung zwischen den
Ebenen besteht. Bezogen auf die Gewerkschaften ist damit die erste Voraussetzung für Europäisierung die Ein-
beziehung der EU-Ebene in die gewerkschaftliche Arbeit und die Wahrnehmung der EU als wichtiger Entscheidungs-
ebene.

26 Gleichzeitig sind sich die Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern mit fast allen europäischen Gewerkschaften darin einig, dass die Sozialpartner in der Zukunft
keine größere Rolle auf der EU-Ebene spielen sollen. (Umfrage eines Projektes unter Leitung der Friedrich-Ebert-Stiftung von Herbst 2005 bis Frühjahr 2006 unter Vertretern
nationaler Gewerkschaften, Arbeitgeberverbände und Parteien zur Position bezüglich der Europäischen Wirtschafts- und Sozialpolitik, hier: Frage 37).
27 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q16. Antworten der deutschen Gewerkschaftsvertreter, im Anhang nicht dokumentiert.
28 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q19.
29 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Fragen Q26, 26a.
30 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Fragen Q27, 27a.
31 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Fragen 30, 30a.
32 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Fragen 31, 32.
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Die großen Gewerkschaften aus den Untersuchungsländern sind, wie im vorhergehenden Abschnitt dargestellt, zu-
mindest über europäische Dachverbände und Gremien in die EU-Ebene eingebunden. Die im Rahmen des Projektes
befragten Gewerkschaftsvertreter aus Polen, Tschechien und der Slowakei messen außerdem der EU große Be-
deutung bei. Über die Hälfte schätzt die Wichtigkeit der EU-Ebene und der nationalen Ebene als gleich ein, ein
weiteres Drittel hält die EU sogar für wichtiger als die nationale Politik.33 Diese Einschätzung behält auch dann
Bestand, wenn nach der Bedeutung der Interessenvertretung für die eigene Gewerkschaft gefragt wird. Nur etwa
ein Zehntel sieht die EU-Ebene im Vergleich zur nationalen Ebene als weniger wichtig an.34

Gleichzeitig wird die Rolle der EU sehr positiv gesehen. Fast 90% erklären, dass die EU einen positiven Effekt für
die eigene Gewerkschaftsarbeit hat35 und dementsprechend wünschen sich immerhin zwei Drittel der befragten
Gewerkschaftsvertreter, dass der Einfluss der EU auf die nationale Politik in Zukunft wachsen sollte.36 Mit ihrer
positiven Einschätzung der EU-Mitgliedschaft stellen die Gewerkschaftsvertreter keine Ausnahme dar. Die befrag-
ten Arbeitgebervertreter kommen zu einer ähnlichen Einschätzung37 und auch die Bevölkerung der Untersuchungs-
länder insgesamt ist mehrheitlich der EU gegenüber positiv eingestellt.38

Wie bei der Beschreibung des Untersuchungsdesigns erläutert wurde, sind im Rahmen des Projektes die direkt für
die Beziehungen zur EU zuständigen Gewerkschaftsvertreter befragt worden. Es kann deshalb vermutet werden,
dass sie aufgrund ihrer direkten Zuständigkeit die Rolle der EU im Vergleich zu anderen Gewerkschaftsvertretern
systematisch höher einschätzen. Dies zeigt sich auch daran, dass die befragten Experten die Bedeutung der EU für
die Gewerkschaftsarbeit zurückhaltender bewerten als die Gewerkschaftsvertreter. So erklärt zum Beispiel ein
Drittel der Experten aber nur ein Zehntel der Gewerkschaftsvertreter, dass für die Gewerkschaften aus den Unter-
suchungsländern die EU-Ebene weniger wichtig sei als die nationale Ebene.39

Gleichzeitig bleibt aber auch festzuhalten, dass bei allen befragten Gruppen, d.h. bei Gewerkschaftsvertretern und
Arbeitgebervertretern aus den drei Untersuchungsländern genauso wie bei den Experten, die Einschätzung über-
wiegt, dass für die Gewerkschaften aus Polen, Tschechien und der Slowakei die EU von großer Bedeutung ist und
eine positive Rolle für die Gewerkschaftsarbeit spielt.40 Ebenso ist zu beachten, dass die befragten Gewerk-
schaftsvertreter die Vertreter ihrer Gewerkschaften auf der EU-Ebene und damit potenziell auch die zentralen Ver-
mittler von Europäisierungstendenzen sind. Ihre Haltung ist deshalb für die Frage der Europäisierung von größerer
Bedeutung als die anderer Gewerkschaftsmitglieder.

5.2. Europäisierungstendenzen
Ausgehend von der positiven Bewertung der EU, ist nun zu fragen, ob die Gewerkschaftsvertreter tatsächlich ver-
suchen, Ideen, Konzepte oder auch Wertvorstellungen von der EU-Ebene auf die nationale (und subnationale)
Ebene zu transferieren und ob ihnen dies gelingt, ob also zwischen Brüssel und den neuen Mitgliedsländern be-
zogen auf die Gewerkschaften ein tatsächlicher Austausch, auch im Sinne einer inhaltlichen Auseinandersetzung
und einer Verhaltens- oder Normangleichung, stattfindet. Diese Frage ist nicht nur wichtig für ein Verständnis der
nationalen Gewerkschaftsarbeit, sondern sie ist auch zentral für die längerfristige Fähigkeit der Gewerkschaften
sich ernsthaft in Entscheidungsprozesse auf der EU-Ebene einzubringen.

33 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q1.
34 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q3.
35 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q4.
36 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q2.
37 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q2, Q4.
38 78% der polnischen Bevölkerung, 61% der tschechischen Bevölkerung und 58% der slowakischen Bevölkerung sind der Auffassung, dass ihr Land insgesamt von der EU-
Mitgliedschaft profitiert hat (Eurobarometer 67, 2007).
39 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Fragen Q3, Q3e.
40 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Fragen Q3, Q3e, Q4.
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Alle befragten Gewerkschaftsvertreter sind sich einig, dass die Aktivitäten auf der EU-Ebene die Arbeit ihrer Ge-
werkschaft auf der nationalen Ebene beeinflussen, wobei jeweils etwa die Hälfte dies als oft bzw. manchmal ge-
geben sieht.41 Ein ähnliches Bild zeigt sich bei der Bedeutung von Vorgaben der EU.42 Die Gewerkschaftsvertreter,
übrigens genau wie die Arbeitgebervertreter, sehen die EU also als mitprägend für ihre nationale Arbeit an.

Dabei wird die EU von beiden Gruppen auch aktiv als Argumentationshilfe auf der nationalen Ebene benutzt. Über
die Hälfte der befragten Gewerkschafts- und Arbeitgebervertreter erklärt, die EU auf der nationalen Ebene oft als
Argument zur Rechtfertigung oder Unterstützung der eigenen Position oder Aktivitäten zu nutzen.43 Diese Ein-
schätzung wird auch von externen Experten geteilt.44

Europäisierung bedeutet für die Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern vor allem, dass die EU ihre
Interessenvertretung auf der nationalen Ebene unterstützt, indem sie durch ihre Richtlinien und Standards gewerk-
schaftliche Positionen in Verhandlungen mit dem Staat oder den Arbeitgebern unterstützt. Auch die Implemen-
tierung arbeitnehmerfreundlicher Regelungen muss nicht alleine von den Gewerkschaften durchgesetzt werden;
sie erhalten Rückendeckung durch europäisches Recht und auf der europäischen Ebene festgelegte Standards.

Der Vertreter eines nationalen polnischen Gewerkschaftsverbandes erklärt:

• „Positiv ist, dass durch die Mitgliedschaft in der EU verhindert werden kann, dass der Staat ohne Kon-
sultationen mit den Sozialpartnern agiert. Auch bietet die EU-Mitgliedschaft eine zusätzliche Arena zum
Schutz polnischer Arbeitnehmerrechte, beispielsweise durch die Grundrechtecharta. Dazu zwei Beispiele:
Als die polnische Regierung ohne Rücksprache mit uns die europäische Richtlinie über die Wochenarbeits-
zeit ändern wollte, haben wir von diesem Vorhaben unter anderem durch unsere Mitgliedschaft im EGB
[Europäischer Gewerkschaftsbund – ETUC] erfahren. So hatten wir die Möglichkeit, uns dazu zu äußern. Im
Endeffekt hat dies ein Handeln der Regierung ohne Konsultation der Gesellschaft verhindert. […] So ist die
Mitgliedschaft im EGB eine zusätzliche Informationsquelle. Man kann sich nicht nur über europäische,
sondern auch über nationale Angelegenheiten informieren.“45

Von Vertretern der slowakischen Gewerkschaften wurde vor allem die Novellierung des Arbeitsgesetzbuches als
aktuelle nationale Debatte genannt, bei der die Bezugnahme auf EU-Regulierungen von zentraler Bedeutung war.
Die Vertreter der tschechischen Gewerkschaften nannten hingegen eine breite Palette von Themen von Lohnfragen
und Arbeitssicherheit über Telearbeit bis zur Rentenreform, bei denen sie explizit den Bezug auf die EU als Argu-
mentationshilfe in der nationalen Debatte genutzt haben.46

Insbesondere die Vertreter der polnischen Gewerkschaften weisen darüber hinaus aber auch auf die Bedeutung
ihres eigenen Engagements auf der EU-Ebene hin. Der Koordinator der Abteilung für Auslandsbeziehungen der
NSZZ Solidarność erklärte so:

• „Durch unsere Mitarbeit im Europäischen Gewerkschaftsbund [EGB – ETUC] üben wir einen entscheidenden
Einfluss auf die Gestaltung mancher Richtlinien aus. […] Interessant ist, dass jetzt auf dem EGB-Kongress in
Sevilla [2007] mit Józef Niemiec ein Vertreter der Solidarność in seine zweite Amtszeit gewählt worden ist.

41 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q33.
42 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q34.
43 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q35.
44 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q35e.
45 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn04).
46 Einen Überblick gibt die Dokumentation der Leitfadeninterviews im Anhang.
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Der ehemalige Vorsitzende der Solidarność war auch federführend bei der Vorbereitung der Stellungnahme
des EGB zur so genannten Bolkestein-Richtlinie über Dienstleistungen im europäischen Binnenmarkt. Auch
ermöglicht es die Mitgliedschaft in der EU, ‚eigene Leute’ in wichtigen Gremien zu haben.“47

Auf eine „echte“ Europäisierung im Sinne einer Internalisierung europäischer Vorstellungen nahm jedoch nur ein
Interviewpartner, der Vorsitzende der zur OPZZ gehörenden polnischen Metallgewerkschaft FZZ „Metalowcy”
Bezug:

• „Meiner Meinung nach kann es gut sein, dass ich die Europäische Union oder EU-Richtlinien, ohne es zu
merken, in Diskussionen als Argumente anführe. Dies liegt auch daran, dass für mich manches so selbst-
verständlich ist. Und in diesem Sinne handle ich auch. Ich merke es nicht mal, sondern mache es einfach
oder spreche es einfach aus. Wenn es allerdings bei Treffen darum geht, die Phrase ‚Weil die EU es so will!’
zu benutzen – nein, das mache ich eher nicht.“48

Sein Stellvertreter hingegen betonte den Aspekt einer europäischen Gewerkschaftssolidarität, die auch zu internen
Interessenkonflikten führt und als solche eine bewusste Entscheidung ist:

• „[Ich benutze die EU als Argumentationshilfe], weil wir uns doch durch die EMF-Beitrittserklärung [d.h.
durch den Beitritt zum europäischen Dachverband der Metallgewerkschaften] gewissermaßen verpflichtet
haben, dass wir die Aktivitäten des Dachverbandes zur Förderung anderer Gewerkschaften, auch in anderen
Ländern, unterstützen werden. Das gehört zu den in der Satzung verankerten Pflichten. Deswegen schicken
wir, wenn irgendwo gestreikt wird, unsere Unterstützung dahin. Natürlich ist es nicht immer in unserem
Sinne. Denn wenn eine Produktion aus Frankreich nach Polen verlagert wird, dann müssten wir uns eigent-
lich freuen und dies nicht blockieren. Manchmal braucht man Philosophie und Diplomatie, um die Interes-
sen vereinen zu können.“49

Zusammenfassend bleibt damit festzuhalten, dass die großen Gewerkschaften aus Polen, Tschechien und der
Slowakei in ihrer Selbsteinschätzung und auch in der Fremdwahrnehmung erhebliche Europäisierungstendenzen
aufweisen. Zentral ist dabei die Bezugnahme auf EU-Regulierungen in nationalen Reformdebatten sowie die Aus-
nutzung der Mitgliedschaft in europäischen Dachverbänden als Informationsquellen. Vor allem die großen pol-
nischen Gewerkschaftsverbände sehen sich selbst darüber hinaus als mitgestaltende Kraft der europäischen
Gewerkschaftsbewegung.

Aus einer aktiven Rolle auf der EU-Ebene können sich aber insbesondere im Zusammenhang mit der Verlagerung
von Arbeitsplätzen aus den alten in die neuen EU-Mitgliedsländer auch Interessenkonflikte ergeben. Wenn sie auf
der EU-Ebene gegen Sozialdumping protestieren, handeln die polnischen Gewerkschaften im Zweifelsfall gegen die
Interessen der polnischen Beschäftigten, die zusätzliche Arbeitsplätze erhalten könnten. Dieser Interessenkonflikt
wird aber bisher, wie das oben stehende Zitat verdeutlicht, in den Gewerkschaften nicht offen ausdiskutiert.

5.3. Wirkungszusammenhänge
Für die hier erfassten großen Gewerkschaften aus den drei post-sozialistischen EU-Mitgliedsländern Polen,
Tschechien und Slowakei lassen sich verschiedene Formen der Europäisierung und damit verbunden verschiedene
Wirkungszusammenhänge identifizieren.

47 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn01).
48 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn08).
49 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn07).
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Zentral ist der Versuch der Gewerkschaften, die Übertragung konkreter Regulierungen und Standards aus dem
Bereich der Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik von der EU-Ebene auf die nationale Ebene zu fördern. Dabei handelt es
sich jedoch nicht um eine grundsätzliche Zustimmung zu Entscheidungen der EU-Ebene, sondern um eine Instru-
mentalisierung von EU-Vorgaben zur Verbesserung der eigenen Verhandlungsposition auf der nationalen Ebene.
Der Leiter der Abteilung für Auslandsbeziehungen der NSZZ Solidarność erklärt so: „Dort, wo wir es für richtig
halten, berufen wir uns auf die Europäische Union.“50 Dabei ist den Gewerkschaftsvertretern auch bewusst, dass
die Zustimmung zur EU in ihren Ländern begrenzt ist. Ein polnischer Gewerkschaftsvertreter stellte diesbezüglich
fest:

• „Die EU will es so!’ ist kein Argument. Wenn bestimmte Regelungen, die in Polen umgesetzt werden, in die
falsche Richtung gehen und von europäischen Standards abweichen, dann weisen wir darauf hin. Wir
machen es dann aber nicht so, wie es bei den Verhandlungen gemacht worden ist: Wir müssen jetzt harte
Reformen durchführen, weil die EU es so verlangt. In diesem Moment ist die Zustimmung zur EU in man-
chen gesellschaftlichen Gruppen gesunken. Wir müssen es so machen, weil die EU es so will, ist kein Argu-
ment. Wir müssen es so machen, damit es später keine rechtlichen Widersprüche gibt.“51

Diese Form der Europäisierung findet also eher aus Opportunismus denn aus Überzeugung statt. Dementsprechend
werden als nicht wünschenswert empfundene Vorgaben der EU auch nicht akzeptiert. Europäisierung dient so der
Kompensation der eigenen organisatorischen und programmatischen Schwäche in der nationalen Politik sowie der
im EU-Vergleich niedrigen nationalen Arbeitsmarkt- und Sozialstandards. Während die Gewerkschaften in den
meisten alten EU-Mitgliedsländern die Brüsseler Politik überwiegend als neo-liberal und arbeitgeberfreundlich
kritisieren, hat sie für die Gewerkschaften in den neuen Mitgliedsländern also durchaus positive Seiten, die im
nationalen Kontext als Stärkung der Arbeitnehmerrechte wahrgenommen werden.

Daraus lässt sich schlussfolgern, dass mit zunehmender Annäherung der nationalen Regelungen in den neuen
Mitgliedsländern an EU-Standards diese Form der Europäisierung stark an Bedeutung verlieren wird. Wenn sich die
Lage der Arbeitnehmer durch die Angleichung an EU-Standards nicht mehr verbessern lässt und wenn gewerk-
schaftliche Positionen nicht mehr mit Verweis auf EU-Vorgaben gestützt werden können, wird es in diesem Zu-
sammenhang keine gewerkschaftliche Bezugnahme auf EU-Regelungen und Standards mehr geben. Die Gewerk-
schaften in den neuen Mitgliedsländern werden dann genau wie bereits jetzt die Gewerkschaften in den alten
Mitgliedsländern im nationalen Kontext nicht mehr sinnvoll mit EU-Regelungen argumentieren können.

Eine weitere Form der Europäisierung der Gewerkschaften aus den post-sozialistischen EU-Staaten ist die Mitglied-
schaft in einem europäischen Dachverband. Diese wird sehr positiv gesehen.52 Betont wird dabei vor allem der
Zugang zu wichtigen Informationen.53 Nur die großen polnischen Gewerkschaftsverbände benennen darüber hin-
aus auch eigene Gestaltungsmöglichkeiten als wichtigen Aspekt der Mitgliedschaft. Der stellvertretende Vorsitzende
der polnischen Metallgewerkschaft FZZ „Metalowcy” erläuterte:

• „Die Mitgliedschaft in der EU bietet vor allem zweierlei: Kontakte und einen ausgeweiteten Aktionsrahmen
für die Gewerkschaften. So konnten durch die Verbindung zum stellvertretenden Vorsitzenden des Europäi-
schen Parlaments Gespräche über das Grünbuch der Kommission und die darin enthaltenen Einschrän-
kungen der Arbeitnehmerrechte ermöglicht werden.

50 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn05).
51 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn03).
52 Projektumfrage (Fragebogen) Sommer 2007, Frage Q19.
53 Siehe dazu die Dokumentation der Leitfadeninterviews im Anhang.
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• Durch die Mitgliedschaft ist auch der Handlungsrahmen für die Gewerkschaften ausgeweitet worden, der
Schutz der Rechte polnischer Arbeitnehmer kann nun auch auf der europäischen Ebene betrieben werden:
‚es gibt noch einen, dem man sein Leid klagen kann’. Auch bietet die EU Unterstützung bei der Lösung von
Konflikten auf der nationalen Ebene an.

• Neben diesen Dingen bedeutet die Mitgliedschaft im Europäischen Metallgewerkschaftsbund [EMB – EMF]
auch eine Unterstützung für nationale Protestaktionen.“54

Die Mitgliedschaft in europäischen Dachverbänden ist dementsprechend mit zwei Formen der Europäisierung ver-
bunden. Zum einen geht es um den Informationstransfer von der europäischen auf die nationale Ebene. Diese
Form des passiven Profitierens von der Mitgliedschaft dominiert. Sie dürfte jedoch längerfristig stark an Bedeutung
verlieren, wenn die EU-Kompetenz der Gewerkschaften wächst und gleichzeitig das Interesse an der Übernahme
von EU-Regulierungen, wie oben dargestellt, zurückgeht.

Zum anderen bedeutet die Mitgliedschaft in europäischen Dachverbänden insbesondere für die großen polnischen
Gewerkschaften aber auch eigenes aktives Engagement auf der EU-Ebene. Hier besteht eher die Möglichkeit, dass
sich über Vernetzung und Mitgestaltung eine internalisierte Europäisierung ergibt. Zentral hierfür ist die Herausbil-
dung einer europäischen Solidarität der Gewerkschaftsbewegung.

Ein erster Kristallisationspunkt hierfür war bezogen auf die post-sozialistischen Mitgliedsländer die Debatte um die
EU-Dienstleistungsrichtlinie („Bolkestein-Direktive“). Die geplante Liberalisierung begünstigte Dienstleistungsan-
bieter aus Ländern mit niedrigen Standards, also etwa aus den post-sozialistischen Mitgliedsstaaten, was in der
öffentlichen Debatte auf die Symbolfigur des „polnischen Klempners“ fokussiert wurde, der von der Liberalisierung
auf Kosten der Handwerker aus den alten Mitgliedsländern profitieren würde. Die große Mehrheit der politischen
Elite in den post-sozialistischen EU-Mitgliedsstaaten unterstützte deshalb die ursprüngliche Version der Richtlinie.
Die Gewerkschaften hingegen befürchteten Sozialdumping und wollten die jeweiligen nationalen Standards für alle
Dienstleistungsanbieter verbindlich festschreiben. Im Konflikt zwischen der nationalen öffentlichen Meinung und
der europäischen Gewerkschaftsposition entschieden sich die großen Gewerkschaften aus den post-sozialistischen
Mitgliedsländern weitestgehend für die europäische Gewerkschaftssolidarität. Die polnischen Gewerkschaften zum
Beispiel befanden sich damit im Widerspruch zu allen im Parlament vertretenen politischen Parteien.55

Der Koordinator der Abteilung für Auslandsbeziehungen der NSZZ Solidarność erläuterte:

• „Durch unsere Mitarbeit im Europäischen Gewerkschaftsbund [ETUC] üben wir einen entscheidenden Ein-
fluss auf die Gestaltung mancher Richtlinien aus. So z.B. auf die Gestaltung der Richtlinie über Dienstleis-
tungen im europäischen Binnenmarkt. Hier hat die Solidarność als einzige [polnische] Organisation eine
Stellungnahme zu der sich im Entstehen befindenden Richtlinie abgegeben. Als es notwendig war, haben
wir auch mit 60.000 anderen Gewerkschaftsvertretern demonstriert.“56

Ähnlich äußerte sich auch der Vorsitzende des Landesausschusses der Gewerkschaft des Bergbaus in Polen:

• „Die EU-Mitgliedschaft fördert Kontakte zu anderen nationalen Gewerkschaftsorganisationen, z.B. in
Deutschland und Schweden. Dadurch ist sie auch Quelle neuen Wissens und hilft beim gegenseitigen
Erfahrungsaustausch. Ein Beispiel dafür sind Aktivitäten auf der europäischen Ebene wie die Beteiligung
an Protesten in Straßburg und Brüssel gegen die Bolkestein-Direktive.“57

54 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn07).
55 Eine ausführliche Fallstudie für die polnischen Gewerkschaften findet sich bei Gajewska (2008) im Sammelband des Projektes.
56 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn01).
57 Projektinterview im Sommer 2007 (PL-Gn06).
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Eine Mitarbeiterin der Abteilung für europäische und internationale Beziehungen des tschechischen
Gewerkschaftsverbandes ČMKOS bestätigte diese Sicht:

• „Gemeinsam nehmen wir Teil an Verhandlungen auf der europäischen Ebene; z.B. bei Aktionen, die unseren
Widerspruch zu bestimmten legislativen Vorschlägen demonstrieren sollen. Darunter fällt auch die so ge-
nannte Bolkestein-Direktive über Dienstleistungen auf dem europäischen Binnenmarkt. So kann ich sagen:
in einigen dieser legislativen Prozesse haben wir versucht, über die europäische Ebene Einfluss auszu-
üben.“58

Aus einer Reihe von Gründen sollte die Entwicklung einer europäischen Gewerkschaftssolidarität in den post-sozia-
listischen Mitgliedsländern jedoch nicht überschätzt werden. Erstens setzt sie voraus, dass es eine EU-weit einheit-
liche Gewerkschaftsposition gibt, was oft nicht der Fall ist.59 Zweitens beschränkt sich die aktive europäische Soli-
darität auch im Fall der Dienstleistungsrichtlinie auf einige wenige große Gewerkschaften aus den neuen Mitglieds-
ländern, die überhaupt die Kapazitäten für Engagement auf der EU-Ebene aufweisen. Ob sie das Potenzial besitzen,
im nationalen Kontext als Europäisierungsmultiplikatoren zu wirken ist aber fraglich. Drittens ist auch zu beachten,
dass den Gewerkschaften die europäische Solidarität dadurch erleichtert wurde, dass die Dienstleistungsrichtlinie
vorrangig Unternehmen betrifft und die Mitglieder der sich solidarisierenden Gewerkschaften aus den post-sozialis-
tischen Mitgliedsländern mehrheitlich nicht direkt von der Richtlinie betroffen sind. Ein echter Testfall für gewerk-
schaftliche Solidarität nicht nur gegen die nationale Öffentlichkeit, sondern auch gegen die Interessen der eigenen
Mitglieder steht also noch aus.

6. Resümee

Die im Rahmen des Projektes durchgeführten Interviews sollten vor allem der Analyse der Einflussnahme der
Gewerkschaften aus den post-sozialistischen Mitgliedsländern auf der EU-Ebene und resultierender Europäisie-
rungstendenzen dienen. Dazu wurden bewusst die stärksten Gewerkschaftsorganisationen ausgewählt, um den
Rahmen des maximal möglichen zu erfassen.

Bezüglich der Einflussnahme auf der EU-Ebene hat das Projekt die bisherige Einschätzung einer sehr schwachen
Interessenvertretung weitgehend bestätigt. Die in der Umfrage erfassten 13 Gewerkschaften aus Polen, Tschechien
und der Slowakei nehmen auf der EU-Ebene kaum über direkte Konsultationen mit EU-Organen Einfluss auf Ent-
scheidungsprozesse. Direkte Konsultationen mit der Europäischen Kommission sind so eine große Ausnahme, von
der nur 2 der 13 erfassten Gewerkschaften berichten. Konsultationen mit den nationalen Vertretern im Ministerrat
werden von gerade einmal 3 Gewerkschaften genannt. Etwas häufiger sind Konsultationen mit dem Europäischen
Parlament. Hier haben insgesamt 5 der befragten Gewerkschaften Zugang, insbesondere weil Gewerkschaftsmit-
glieder Abgeordnete sind.

Zugang zu direkten Konsultationen haben vor allem die drei großen nationalen Dachverbände aus Polen und
Tschechien. Trotzdem sind die Gewerkschaften aus diesen Ländern in Brüssel weiterhin schwach vertreten. Keine
einzige Gewerkschaft aus Polen, Tschechien oder der Slowakei verfügt über ein Büro in Brüssel, obwohl sie eine
ständige Präsenz vor Ort für wichtig halten. Die Beteiligung der Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern
an Entscheidungsprozessen auf der EU-Ebene erfolgt so fast ausschließlich über europaweite Dachverbände sowie
die Mitgliedschaft in EU Gremien (Sozialer Dialog und Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss).

58 Projektinterview im Sommer 2007 (CZ-Gn08).
59 Eine aktuelle Bestandsaufnahme bieten: Busemeyer/Kellermann/Petring/Stuchlik (2007). Einen stärkeren Bezug auf die hier erfassten Untersuchungsländer hat der
Beitrag im Sammelband des Projektes: Kellermann/Stuchlik (2008).
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Im Sinne einer effektiven (und nicht nur rein formalen) Beteiligung an Entscheidungsfindungsprozessen auf der
EU-Ebene sind also selbst die größten und einflussreichsten Gewerkschaften aus den neuen EU-Mitgliedsländern
noch nicht richtig „in Brüssel angekommen“. Dies liegt aber nicht an europäischen Dachverbänden, mit denen die
Gewerkschaftsvertreter in ihrer großen Mehrheit zufrieden sind, sondern an fehlendem Zugang zu EU-Entschei-
dungsträgern. Dieser fehlende Zugang ist (zumindest derzeit) nicht auf eine Verweigerungshaltung der EU-Ent-
scheidungsträger, sondern vielmehr auf die fehlenden Kapazitäten der Gewerkschaften zurückzuführen.

Die Gewerkschaftsvertreter aus den neuen Mitgliedsländern sind allerdings mit dieser Situation nicht unzufrieden.
Der Einfluss der europäischen Gewerkschaftsvertretung auf der EU-Ebene wird als vergleichsweise groß einge-
schätzt. Die Gewerkschaften werden dabei gegenüber den Arbeitgeberverbänden als gleich stark gesehen. Die
eigene Bedeutung scheint dabei aber von den Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsstaaten überschätzt zu
werden. So erklären 70% der befragten Gewerkschaftsvertreter, aber nur 30% der befragten Arbeitgebervertreter,
dass die Gewerkschaften aus den Untersuchungsländern einen wesentlichen Beitrag zur gewerkschaftlichen
Interessenvertretung auf der EU-Ebene leisten.

Bei der Analyse von Europäisierungstendenzen hat das Projekt sowohl bezogen auf Gewerkschaften als auch auf
Interessengruppen/zivilgesellschaftliche Organisationen aus den post-sozialistischen Mitgliedsländern Neuland
betreten. Das Ergebnis ist nicht repräsentativ für Gewerkschaften aus den post-sozialistischen Mitgliedsländern.
Die Interviews erlauben aber eine Systematisierung von Europäisierungsformen und Wirkungszusammenhängen.
Die Ergebnisse der Analyse der stärksten Gewerkschaften aus diesen Ländern lassen gleichzeitig einige weiterrei-
chende Rückschlüsse zu.

Für Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern lassen sich drei Formen der Europäisierung unterscheiden:
Förderung der Übernahme von EU-Regeln und Standards auf die nationale Ebene; Informationstransfer von der EU-
Ebene auf die nationale und sub-nationale Ebene; Entwicklung einer europäischen Solidarität der Gewerkschafts-
bewegung.

Besonderes Interesse zeigen die Gewerkschaften an der Übertragung von EU-Standards auf die nationale Ebene.
Dieses dient freilich der Verbesserung der eigenen Verhandlungsposition auf der nationalen Ebene. Trotz der
tendenziell instrumentalistischen Sicht auf Brüssel ist Folgendes augenfällig: Während die Gewerkschaften in den
meisten alten EU-Mitgliedersländern die Brüsseler Politik nicht selten unter Deregulierungsverdacht stellen, ge-
winnen ihr die Gewerkschaften in den neuen Mitgliedsländern – zumindest bislang noch – überwiegend positive
Seiten ab.

Ein Aspekt der Mitgliedschaft in europäischen Dachverbänden ist der Informationstransfer von der europäischen
auf die nationale Ebene. Diese Form des passiven Profitierens von der Mitgliedschaft dominiert bei den Gewerk-
schaften aus den post-sozialistischen Mitgliedsländern. Insbesondere für die großen polnischen Gewerkschaften
bedeutet die Mitgliedschaft in europäischen Dachverbänden aber auch eigenes aktives Engagement auf der EU-
Ebene. Hier besteht eher die Möglichkeit, dass sich über Vernetzung und Mitgestaltung eine internalisierte
Europäisierung ergibt. Zentral hierfür ist die Herausbildung einer europäischen Solidarität der Gewerkschaftsbe-
wegung. Ein wichtiger Kristallisationspunkt hierfür war die Debatte um die EU-Dienstleistungsrichtlinie.

Die Entwicklung einer europäischen Gewerkschaftssolidarität in den post-sozialistischen Mitgliedsländern sollte
jedoch nicht überschätzt werden. Zum einen setzt sie eine EU-weit einheitliche Gewerkschaftsposition voraus, die
es in der Praxis in den wenigsten Fällen gibt. Zum anderen ist festzuhalten, dass sich aktive europäische Solidari-
tät auf wenige große Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern beschränkt.
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Vor allem aber ist zu beachten, dass das Engagement auf der EU-Ebene die Gewerkschaften aus den neuen Mit-
gliedsländern potenziell einem zweifachen Interessenkonflikt aussetzt. Dieser Konflikt ergibt sich daraus, dass die
Volkswirtschaften und die Arbeitnehmer in den neuen EU-Mitgliedsländern von Maßnahmen profitieren können,
die zu Lasten der Arbeitnehmer in den alten Mitgliedsländern gehen. Die Gewerkschaften in den neuen Mitglieds-
ländern müssen so zum einen, wie im Falle der Dienstleistungsrichtlinie geschehen, die europäische Gewerk-
schaftsposition gegen die politische Elite (und die öffentliche Meinung) ihres Landes verteidigen. Zum anderen
müssen sie aber auch gegenüber ihren eigenen Mitgliedern Proteste gegen Arbeitsplatzverlagerungen von den
alten in die neuen Mitgliedsländer rechtfertigen. Was für die Gewerkschaften in den alten Mitgliedsländern als
Sozialdumping ein klarer Protestgrund ist, bedeutet für Beschäftigte in den neuen Mitgliedsländern unter Umstän-
den im nationalen Kontext relativ attraktive Arbeitsplätze. Während sich die Gewerkschaften im ersten Fall klar für
die europäische Gewerkschaftsposition und gegen die nationale Politik entschieden haben, wird der zweite
Interessenkonflikt bisher in den Gewerkschaften nicht offen ausgetragen.

7. Handlungsempfehlungen

Eine bessere Einbindung der Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern kann an verschiedenen Stellen an-
setzen. Ausgehend von den in den Interviews gemachten Vorschlägen werden hier zentrale Empfehlungen zusam-
mengefasst. Dabei muss zwischen einer Perspektive der europäischen Dachverbände und einer Perspektive der
Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern unterschieden werden.

Aus Sicht der europäischen gewerkschaftlichen Dachverbände gilt:

• Den Mehrwert des EU-Engagements verdeutlichen. Den Gewerkschaftsvertretern aus den neuen Mitglieds-
ländern muss ihre Bedeutung für die Gestaltung EU-weiter Vorgaben vor Augen geführt werden. Sie sollten
sich selbst weniger als passive Profiteure der EU-weiten Gewerkschaftsbewegung, sondern vielmehr als
aktive Gestalter sehen. Im Rahmen der EU-weiten Proteste gegen die Dienstleistungsrichtlinie ist diese EU-
weite Solidarisierung der Gewerkschaften erstmals ein Stück weit erreicht worden.

• EU-Kompetenzen der Gewerkschaftsvertreter aus den neuen Mitgliedsländern stärken. Hierbei geht es um
Sprachkenntnisse, um Kenntnisse der Organisationen und Ansprechpartner auf der EU-Ebene und Kennt-
nisse der zentralen Politikinhalte. Besser als Schulungen würde hier die permanente Präsenz in Brüssel
helfen, die über eine Anbindung an bereits existierende Gewerkschaftsbüros und begleitende Mentoren-
programme langfristige Effekte hat.

• In umfassendere programmatische Debatten einbinden. In ihrer inhaltlichen Arbeit konzentrieren sich die
Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern auf die gerade in ihrem Land aktuell diskutierten Streit-
fragen. Um kontinuierlich auf der EU-Ebene mitarbeiten zu können, ist zumindest bei den verantwortlichen
Gewerkschaftsvertretern ein breiteres Verständnis des Europäischen Wirtschafts- und Sozialmodells erfor-
derlich. Ein entsprechender Dialog sollte Aufgabe der europäischen Dachverbände sein.

Aus Sicht der Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern gilt:

• Die eigene Handlungsfähigkeit im nationalen Rahmen stärken. Nur wenn die Gewerkschaften national
handlungsfähig sind, können sie auch auf der EU-Ebene gestaltend Einfluss nehmen. Wichtig sind dabei
die Stabilisierung der Mitgliederzahlen, die Abstimmung gewerkschaftlicher Strategien auf der nationalen
Ebene und der Zugang zu politischen Entscheidungsträgern sowie Arbeitgeberverbänden.

• Förderung der eigenen EU-Kompetenz und der Präsenz in Brüssel. Durch Schulungen sollten den für die
EU-Ebene zuständigen Gewerkschaftsmitgliedern Schlüsselkompetenzen sowie aktuelle Informationen ver-
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mittelt werden. Zusätzlich sollten Praktika- und Austauschprogramme mit Brüsseler Institutionen einge-
richtet werden. Auch die Kooperation mit im Sozialbereich aktiven NGOs auf der EU-Ebene könnte helfen,
die eigene Kompetenz und Präsenz zu verbessern.

• Im eigenen Land die öffentliche Information und Debatte über die europäische Sozialpolitik intensivieren.
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Odborový zväz pracovnikov baní, geológie a naftového priemyslu – OZ PBGN: http://www.ozpbgn.sk

–
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9. Anhang: Dokumentation der Interviewergebnisse

9.1. Fragebogen-Interviews
Im Rahmen des Projektes wurden insgesamt über 40 Gewerkschaftsvertreter, mehr als 10 Arbeitgebervertreter
sowie über 20 Experten aus Politik und Beratung befragt. Bei Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden wurden
jeweils leitende Mitglieder ausgewählt, in deren Zuständigkeitsbereich die Beziehungen der jeweiligen Organisa-
tion zur EU fielen (Abteilungsleiter bzw. Vorstandsmitglieder). Um eine repräsentative Aussage bezüglich der
Position der jeweiligen Organisation zu bekommen, wurden (soweit möglich) pro Organisation mindestens zwei
Vertreter befragt, um sicherzustellen, dass die Angaben zur Position der vertretenen Organisation nicht durch per-
sönliche Präferenzen eines Außenseiters verfälscht werden. Eine ausführlichere Beschreibung findet sich im
Abschnitt zum Untersuchungsdesign.

Der Fragebogen wurde von Heiko Pleines entworfen und anschließend von den Projektpartnern, den Mitgliedern
des Projektbeirates sowie weiteren Experten kritisch überprüft. Die endgültige deutschsprachige Version des
Fragebogens wurde in die vier weiteren Interviewsprachen (Englisch, Polnisch, Slowakisch und Tschechisch)
übersetzt. Die Übersetzungen wurden anschließend im Rahmen einer Rückübersetzung von Muttersprachlern
überprüft und korrigiert.

Die Interviews wurden von den jeweils für das Land zuständigen Partnerinstitutionen durchgeführt. Die ausge-
füllten Fragebögen sowie die Aufzeichnungen der Leitfadeninterviews werden zentral an der Forschungsstelle
Osteuropa in Bremen archiviert.

Der Fragebogen mit insgesamt 43 Fragen gliedert sich in 7 Teile:

I Wichtigkeit der EU in der persönlichen Einschätzung
II Heranführung an die EU (vor dem Beitritt des Landes)
III Anforderungen der EU-Kommission an Interessenvertreter („Accountability“)
IV Wege der Einflussnahme auf der EU-Ebene
V Einflusspotenzial und Zufriedenheit
VI Verbindungen zwischen EU und nationaler Ebene
VII Angaben zur Person

Im Folgenden werden die Respondentenliste und der Fragebogen jeweils mit den Antworten der Gewerkschafts-
vertreter und Arbeitgebervertreter aus Polen, Tschechien und der Slowakei sowie der Experten wiedergegeben. Die
Antworten sind nach den Themengebieten der Fragen geordnet. Unterscheiden sich die Fragen in der Formulierung
für die drei Gruppen, dann wird dies durch Querstriche (Ihre Gewerkschaft / Ihr Verband / die Gewerkschaften aus
unserem Land) kenntlich gemacht. Sind die Fragen an die Arbeitgebervertreter oder Experten gestellt worden und
beziehen sich auf die Gewerkschaften, dann sind die Antworten gesondert aufgeführt.
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Respondentenliste

Wichtigkeit der EU
Q1: Was ist Ihre persönliche Einschätzung der Wichtigkeit der EU im Vergleich zur nationalen Politik?

Q2: Welche generelle Bedeutung der EU halten Sie für wünschenswert? Der Einfluss der EU auf die nationale
Politik
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Q3: Was würden Sie sagen, wie wichtig ist die Interessenvertretung auf der EU-Ebene für Ihre Gewerkschaft / Ihren
Verband im Vergleich zur nationalen Ebene?

Q3e: Was würden Sie sagen, wie wichtig ist die Interessenvertretung auf der EU-Ebene für Gewerkschaften aus
unserem Land im Vergleich zur nationalen Ebene?

Q4: Wie schätzen Sie die Rolle der EU für Ihre Gewerkschaftsarbeit / für die Arbeit Ihres Verbandes / die
Gewerkschaftsarbeit ein? Die EU hat

Q5+: Ist Ihre Gewerkschaft an EU-Projekten beteiligt?

* Mehrfachnennungen Polen, Tschechien. In Tschechien ist die Frage bei drei Interviews nicht gestellt worden.
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Heranführung an die EU
Q6: Hat die EU Ihrer Gewerkschaft / Gewerkschaften aus unserem Land vor dem Beitritt im Jahre 2004 geholfen,
sich auf die Gewerkschaftsarbeit in der EU vorzubereiten?

* Bei Nein: Weiter mit Frage Q9

Q7: In welcher Form? (Mehrfachnennungen möglich)

Q8: War diese Unterstützung der EU für Ihre Gewerkschaft / die Gewerkschaften insgesamt

Q9: Hatten Sie im Jahre 2004 den Eindruck, dass Ihre Gewerkschaft / die Gewerkschaften aus unserem Land auf
die Arbeit in der EU gut vorbereitet ist / sind?
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Q10: Hat sich seitdem etwas verändert?

Accountability
Q11: Die Europäische Kommission hat eine Liste von Anforderungen aufgestellt, die von allen nicht-staatlichen
Organisationen erfüllt werden sollen, die beratend an der Kommissionsarbeit teilnehmen wollen. Zentrale
Forderungen sind Repräsentativität, Verantwortlichkeit und Transparenz. Kennen Sie diese Forderungen?

Q12: Glauben Sie, dass Ihre Gewerkschaft / Ihr Verband der Forderung der Europäischen Kommission nach
Repräsentativität, Verantwortlichkeit und Transparenz entspricht?

Q12a: Glauben Sie, dass die Gewerkschaften aus unserem Land der Forderung der Europäischen Kommission nach
Repräsentativität, Verantwortlichkeit und Transparenz entsprechen?
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Q13: Halten Sie es für richtig, dass die Europäische Kommission solche Anforderungen an Organisationen stellt,
die sie beraten wollen?

Anm.: Abweichungen von 100% entstehen durch Rundungen.

Q14: Wie sollten diese Anforderungen aus Ihrer Sicht interpretiert werden?

Q15: Glauben Sie, dass es erforderlich ist, diese Anforderungen zu präzisieren und auszuweiten oder reicht es,
wenn sie als grobe Orientierung dienen?
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Wege der Einflussnahme
Q16: Auf welchen Wegen nimmt Ihre Gewerkschaft / Ihr Verband auf der EU-Ebene vor allem Einfluss?
(Mehrfachnennungen möglich)

Q16a: Auf welchem Weg nehmen nach Ihrer Erfahrung die Gewerkschaften aus unserem Land auf der EU-Ebene vor
allem Einfluss? (Mehrfachnennungen möglich)
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Q18: Vertritt Ihre Gewerkschaft / Ihr Verband Interessen auf der EU-Ebene meistens alleine oder vor allem in
Kooperation mit anderen Gewerkschaften / anderen Verbänden? (Mehrfachnennungen möglich)

Q18e: Vertreten die Gewerkschaften aus unserem Land ihre Interessen auf der EU-Ebene meistens alleine oder vor
allem in Kooperation mit anderen Gewerkschaften?

* Mehrfachnennungen Tschechien, Slowakei

Q19: Wie ist die Erfahrung Ihrer Gewerkschaft / Ihres Verbandes bezüglich der Zusammenarbeit mit europäischen
Dachverbänden?

Q20: Kooperiert Ihre Gewerkschaft / Ihr Verband auf der EU-Ebene mit den Sozialpartnern aus unserem Land?
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Q20e: Kooperieren die Gewerkschaften aus unserem Land auf der EU-Ebene mit den Sozialpartnern aus unserem
Land?

Q21: Halten Sie eine direkte Vertretung über ein Büro in Brüssel für

Q21e: Halten Sie für die Gewerkschaften aus unserem Land eine direkte Vertretung über ein Büro in Brüssel für

Q25: Neben traditionellen Formen der direkten Konsultation hat die Europäische Kommission auch neue Formen
entwickelt, die etwa auf internetbasierten Konsultationen, der offenen Methode der Koordinierung, freiwilligen
Vereinbarungen, freiwilligen Selbstverpflichtungen und unverbindlichen Richtlinien (codes of best practices) ba-
sieren. Wie ist die Haltung Ihrer Organisation zu diesen neuen Formen?
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Q25e: Neben traditionellen Formen der direkten Konsultation hat die Europäische Kommission auch neue Formen
entwickelt, die etwa auf internetbasierten Konsultationen, der offenen Methode der Koordinierung, freiwilligen
Vereinbarungen, freiwilligen Selbstverpflichtungen und unverbindlichen Richtlinien (codes of best practices) ba-
sieren. Wie ist Ihrer Meinung nach die Haltung der Gewerkschaften aus unserem Land zu diesen neuen Formen?

Einflusspotenzial und Zufriedenheit
Q26: Wie schätzen Sie den Einfluss der Gewerkschaften allgemein auf der EU-Ebene im Vergleich zu anderen
Interessengruppen ein?

Q27: Hat sich daran in den letzten Jahren etwas geändert?

Q26a: Wie schätzen Sie den Einfluss der Arbeitgeber allgemein auf der EU-Ebene im Vergleich zu den
Gewerkschaften ein?
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Q27a: Hat sich daran in den letzten Jahren etwas geändert?

Q28: Wie bewerten Sie die Rolle der Arbeitgeberverbände / der Gewerkschaften auf der EU-Ebene? Die
Arbeitgeberverbände / Gewerkschaften sind

* Mehrfachnennungen (»sowohl als auch«) Polen

** Mehrfachnennungen (»sowohl als auch«) Polen, Slowakei

Q28e: Wie ist aus Ihrer Sicht auf der EU-Ebene die Beziehung der Arbeitgeberverbände zu den Gewerkschaften?
Die Arbeitgeber sind

* Mehrfachnennungen (»sowohl als auch«) Polen, Slowakei

Q29: Wie schätzen Sie den Einfluss Ihrer Gewerkschaft / der Gewerkschaften aus unserem Land auf der EU-Ebene
im Vergleich zur nationalen Ebene ein?
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Q30: Glauben Sie, dass Ihre Gewerkschaft / die Gewerkschaften aus unserem Land einen wichtigen Beitrag zur
gewerkschaftlichen Interessenvertretung auf der EU-Ebene leistet?

Q30a: Welche Rolle spielen Ihrer Meinung nach die Gewerkschaften aus unserem Land für die gewerkschaftliche
Interessenvertretung auf der EU-Ebene?

Q31: Sind Sie mit der Rolle Ihrer Gewerkschaft auf der EU-Ebene insgesamt zufrieden?

Q32: Und sind Sie mit der Rolle Ihrer Gewerkschaft auf der nationalen Ebene zufrieden?

Verbindungen zwischen EU und nationaler Ebene
Q33: Beeinflussen die Aktivitäten Ihrer Gewerkschaft / Ihres Verbandes / der Gewerkschaften unseres Landes auf
der EU-Ebene die Arbeit auf der nationalen Ebene?
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Q34: Beeinflussen die Vorgaben der EU die Arbeit Ihrer Gewerkschaft / Ihres Verbandes / der Gewerkschaften aus
unserem Land auf der nationalen Ebene?

Q35: Benutzt Ihre Gewerkschaft / Ihr Verband auf der nationalen Ebene die EU als Argument zur Rechtfertigung
oder Unterstützung Ihrer Positionen oder Aktivitäten?

Q35e: Benutzen die Gewerkschaften aus unserem Land auf der nationalen Ebene die EU als Argument zur
Rechtfertigung oder Unterstützung ihrer Positionen oder Aktivitäten?

Angaben zur Person
Q38: Wie schätzen Sie Ihren Einfluss in Ihrer Gewerkschaft / Ihrem Verband / Ihrer Organisation ein?
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Q39: Gehören Sie einer politischen Partei an?

Q40: Wie würden Sie Ihre politische Orientierung am ehesten bezeichnen?

Q42: Welche Ausbildung haben Sie?
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Q43: Welche Fremdsprachen sprechen Sie fließend? (Mehrfachnennungen möglich)

9.2. Leitfadeninterviews (Auszüge)
Im Rahmen des Projektes wurden insgesamt über 40 Gewerkschaftsvertreter, mehr als 10 Arbeitgebervertreter
sowie über 20 Experten aus Politik und Beratung befragt. Bei Gewerkschaften und Arbeitgeberverbänden wurden
jeweils leitende Mitglieder ausgewählt, in deren Zuständigkeitsbereich die Beziehungen der jeweiligen Organisa-
tion zur EU fielen (Abteilungsleiter bzw. Vorstandsmitglieder). Eine ausführlichere Beschreibung findet sich im
Abschnitt zum Untersuchungsdesign.

Die Interviews wurden von den jeweils für das Land zuständigen Partnerinstitutionen durchgeführt. Die Aufzeich-
nungen der Leitfadeninterviews werden zentral an der Forschungsstelle Osteuropa in Bremen archiviert.

Folgend werden Antworten zu einigen zentralen Fragen aus den Leitfadeninterviews auszugsweise widergegeben.
Da etliche Respondenten auf einer Anonymisierung bestanden haben, werden hier für die Interviewpartner nur
Kürzel verwendet, die Land (CZ: Tschechien, PL: Polen, SK: Slowakei) und Gruppe (Gn: Gewerkschafter neue Mit-
gliedsländer, An: Arbeitgeber neue Mitgliedsländer, Ex: Experten) kenntlich machen. Aufgeführt werden hier nur
Antworten von Gewerkschaftsvertretern aus Polen, Tschechien und der Slowakei. Die Antworten sind innerhalb
dieser zentralen Fragen weitestgehend nach Themen geordnet.

Wie schätzen Sie die Rolle der EU für die Arbeit Ihrer Gewerkschaft ein? Nennen Sie bitte Beispiele.

[Zusammenfassung: Die Rolle der EU für die Gewerkschaftsarbeit wird allgemein positiv eingeschätzt. Dies bezieht
sich häufig auf die Implementierung arbeitsrechtlicher Regelungen und Standards, welche durch den EU-Beitritt
Auftrieb erhalten hat. Daneben spielt die Vernetzung auf der europäischen Ebene für die Gewerkschaften eine
wichtige Rolle. Zudem kann durch die Integration in europäische Gewerkschaftsverbünde verstärkt Einfluss sowohl
auf EU-Politik wie auch auf die nationale Politik genommen werden.]
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PL-Gn01:
Den Begriff Europäische Union muss ich definieren. Für mich als Gewerkschafter bezieht sich dieser Begriff auf
unsere Präsenz in unserem Dachverband. Dieser vertritt uns gegenüber verschiedenen europäischen Institutionen.
Darunter sind die Europäische Kommission, das Parlament und der Rat.

Durch unsere Mitarbeit im Europäischen Gewerkschaftsbund [EGB bzw. ETUC] üben wir einen entscheidenden
Einfluss auf die Gestaltung mancher Richtlinien aus. So z.B. auf die Gestaltung der Richtlinie über Dienstleistungen
im europäischen Binnenmarkt. Solidarność war eine der Organisationen, die ihre Stellungnahmen zu der sich im
Entstehen befindenden Richtlinie abgegeben haben. Als es notwendig war, haben wir auch mit 60.000 anderen
Gewerkschaftsvertretern demonstriert.

Interessant ist, dass jetzt auf dem EGB-Kongress in Sevilla mit Józef Niemiec ein Vertreter der Solidarność in seine
zweite Amtszeit gewählt worden ist. Der ehemalige Vorsitzende der Solidarność war auch federführend bei der
Vorbereitung der Stellungnahme des EGB zur sogenannten Bolkestein-Richtlinie über Dienstleistungen im euro-
päischen Binnenmarkt.

Auch ermöglicht es die Mitgliedschaft in der EU, »eigene Leute« in wichtigen Gremien zu haben.

Zudem bedeutete der EU-Beitritt auch die Implementierung von bestimmten Richtlinien und Standards in Polen. Dies
wiederum hatte einen positiven Einfluss auf die breit verstandene Gewerkschafts- bzw. Arbeitswelt. Dazu ein Beispiel:
Die Richtlinie Nr. 14 aus dem Jahr 2002 über die Informations- und Konsultationsrechte von Arbeitnehmern. Auf deren
Grundlage sind Arbeitnehmerräte in Unternehmen berufen worden, in denen keine Gewerkschaften vertreten sind.

PL-Gn07:
Die Mitgliedschaft in der EU bietet vor allem zweierlei: Kontakte und einen ausgeweiteten Aktionsrahmen für die
Gewerkschaften. So konnten durch die Verbindung zum stellvertretenden Vorsitzenden des Europäischen Parla-
ments Gespräche über das Grünbuch der Kommission und die darin enthaltenen Einschränkungen der Arbeit-
nehmerrechte ermöglicht werden.

Durch die Mitgliedschaft ist auch der Handlungsrahmen für die Gewerkschaften ausgeweitet worden, der Schutz
der Rechte polnischer Arbeitnehmer kann nun auch auf der europäischen Ebene betrieben werden: »es gibt noch
einen, dem man sein Leid klagen kann«. Auch bietet die EU Unterstützung bei der Lösung von Konflikten auf der
nationalen Ebene an.

Neben diesen Dingen bedeutet die Mitgliedschaft im Europäischen Metallgewerkschaftsbund (EMB) auch eine
Unterstützung für nationale Protestaktionen.

[Eine bedeutende Rolle für die Arbeit der Gewerkschaften spielt die EU, indem sie durch ihre Richtlinien und Stan-
dards gewerkschaftliche Positionen in Verhandlungen mit dem Staat oder Arbeitgebern unterstützt. Auch die Im-
plementierung arbeitnehmerfreundlicher Regelungen muss so nicht alleine von den Gewerkschaften durchgesetzt
werden; sie erhalten Rückendeckung durch europäisches Recht und auf der europäischen Ebene festgelegte
Standards.]

PL-Gn04:
Positiv ist, dass durch die Mitgliedschaft in der EU verhindert werden kann, dass der Staat ohne Konsultationen
mit den Sozialpartnern agiert. Auch bietet die EU-Mitgliedschaft eine zusätzliche Arena zum Schutz polnischer
Arbeitnehmerrechte, beispielsweise durch die Grundrechtecharta. Dazu zwei Beispiele:
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Als die polnische Regierung ohne Rücksprache mit uns die europäische Richtlinie über die Wochenarbeitszeit
ändern wollte, haben wir von diesem Vorhaben unter anderem durch unsere Mitgliedschaft im EGB erfahren. So
hatten wir die Möglichkeit, uns dazu zu äußern. Im Endeffekt hat dies das Handeln der Regierung ohne Konsulta-
tion der Gesellschaft verhindert.

Ein weiteres Beispiel dafür war die für uns als Sozialpartner überraschende Erklärung des Premierministers über
Vorbehalte und Einschränkungen bezüglich der Anwendung der Charta der Grundrechte.

Wir handeln sowohl auf der nationalen wie auf der europäischen Ebene weil wir der Meinung sind, dass sich die
Polen im Referendum für eine auf der Charta der Grundrechte basierenden EU ausgesprochen haben. Denn in dem
Moment, in dem Polen der EU beigetreten ist, ist die Charta als Grundlage für die zukünftige Gestaltung Europas
anerkannt worden.

So ist die Mitgliedschaft im EGB eine zusätzliche Informationsquelle. Man kann sich nicht nur über europäische,
sondern auch über nationale Angelegenheiten informieren.

PL-Gn02:
Ein positiver, aber immer noch zu kleiner, Einfluss der EU ist sichtbar anhand der Aufnahme einiger arbeitsrecht-
licher Regelungen in die Grundrechtscharta. Die Implementierung von arbeitsrechtlichen Richtlinien und Standards
in Polen bedeutete auch ein Ende der Debatten über bestimmte Themen auf der nationalen Ebene. Mit ihrer Im-
plementierung sind sie Recht und somit verbindlich geworden. Viele Bereiche allerdings werden noch immer auf
der nationalen Ebene geregelt. So ist die Arbeitszeitregelung beispielsweise noch immer Streitpunkt zwischen den
Gewerkschaften und den Arbeitgebern. Sie müsste auch in den Katalog der Grundrechte mit aufgenommen
werden.

Die stärkere Vereinheitlichung des Rechts ist ein positiver Einfluss der EU.

PL-Gn05:
Die EU hilft bei der Implementierung von arbeitsrechtlichen Richtlinien und Standards in Polen. Auch wirkt sich die
Mitgliedschaft in der EU positiv auf die Ausarbeitung und Einführung eines Sozialmodells und einer Verhandlungs-
kultur in Polen aus.

[Durch eine verstärkte europaweite Vernetzung der Gewerkschaften untereinander werden nicht nur Informationen
ausgetauscht. Vielmehr können so auf der europäischen Ebene auch in größerem Maße gewerkschaftliche Posi-
tionen vertreten und durchgesetzt werden.]

PL-Gn06:
Die EU-Mitgliedschaft fördert Kontakte zu anderen nationalen Gewerkschaftsorganisationen, z.B. in Deutschland
und Schweden. Dadurch ist sie auch Quelle neuen Wissens und hilft beim gegenseitigen Erfahrungsaustausch. Ein
Beispiel dafür sind Aktivitäten auf der europäischen Ebene wie die Beteiligung an Protesten in Straßburg und
Brüssel gegen die Bolkestein-Direktive.

CZ-Gn08:
Ein aktuelles Beispiel ist folgendes: gemeinsam nehmen wir Teil an Verhandlungen auf der europäischen Ebene;
z.B. bei Aktionen, die unseren Widerspruch zu bestimmten legislativen Vorschlägen demonstrieren sollen. Darunter
fällt auch die sogenannte Bolkestein-Direktive über Dienstleistungen auf dem europäischen Binnenmarkt. So kann
ich sagen: in einigen dieser legislativen Prozesse haben wir versucht, über die europäische Ebene Einfluss auszu-
üben.
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PL-Gn08:
Im Zuge der Mitgliedschaft in der EU kommt es auch zu einer Integration der Gewerkschaften auf der europäischen
Ebene. Der Austausch von Erfahrungen und Meinungen wird intensiviert, es entstehen neue Kontakte und neue
Sichten auf einige soziale Probleme, da so auch der Vergleich mit anderen Ländern erleichtert wird. Gute persön-
liche Kontakte gibt es zu Kollegen aus Deutschland, Italien, Spanien und Frankreich. Sie wirken sich positiv auf die
Entwicklung der Gewerkschaftsföderation aus.

Ein positiver Effekt ist die Einführung der Europäischen Betriebsräte und die Installation von Betriebsräten in
Unternehmen, in denen keine Gewerkschaft vertreten ist.

PL-Gn10:
Sehr positiv zu vermerken ist die Zusammenarbeit mit der CESI (Confédération Européenne des Syndicats Indé-
pendants) und dem DBB (Deutscher Beamtenbund). Im CESI stellt Forum (Forum Związków Zawodowych, FZZ)
einen stellvertretenden Vorsitzenden. So ermöglicht die Mitgliedschaft in der EU auch die Platzierung eigener
Vertreter in europäischen Gremien. Diese Zusammenarbeit auf der europäischen Ebene führt zum Erwerb neuen
Wissens und neuer Kenntnisse.

CZ-Gn08:
Hier müssen wir in der Geschichte zurückgehen. Mitglied in der ETUC sind wir noch vor der Mitgliedschaft in der EU
geworden. Die EU hat uns bereits vor der Mitgliedschaft während des Beitrittsprozesses geholfen. Dies betrifft vor
allem Informationen, aber auch die Eingliederung in diverse Projekte. So hatten wir schon damals die Möglichkeit,
an verschiedenen Dingen teilzunehmen. Das war eindeutig positiv.

[Neben diesen am häufigsten genannten Themen spielt die EU aber auch auf anderen Gebieten für die Arbeit der
Gewerkschaften eine Rolle, so spielte sie einen positiven Einfluss bei der Ausgestaltung der Sozialcharta der
Arbeitnehmer, der Entwicklung des Sozialen Dialogs und von Kollektivverhandlungen, Renten und den Arbeits-
bedingungen von Bergleuten (CZ-Gn01). Einfluss hat sie auch durch die Direktiven über die Arbeitszeit und Dienst-
leistungen (CZ-Gn03, CZ-Gn05) sowie in der Industriepolitik (CZ-Gn05). Bei den Arbeitszeiten und der Dienstleis-
tungsrichtlinie wird angestrebt, dass die Bedingungen für alle gleich sind (CZ-Gn03). Nicht angestrebt und negativ
gesehen wird die von EU-Kommissar Vladimír Špidla unterstützte Flexibilisierung von Arbeitsverhältnissen (CZ-Gn01).

Eine Rolle spielt die EU für die Arbeit der Gewerkschaften auch in der Energiepolitik (CZ-Gn02). Unter einer gesamt-
europäischen Dimension der Tätigkeiten der EU wird von den Gewerkschaften auch die Qualitätssteigerung der
Gewerkschaftsarbeit und der Gewerkschafter sowie die Entwicklung der Europäischen Betriebsräte gesehen (CZ-
Gn06). Positiv vermerkt wird auch der verbesserte Austausch von Erfahrungen (CZ-Gn10).]

CZ-Gn07:
Der Soziale Dialog bzw. die im sogenannten Europäischen Sozialmodell enthaltenen europaweit gültigen Werte
können positiv gesehen werden. Ein Teil dieses Sozialmodells, welches zwar von Land zu Land variiert aber ge-
meinsame Charakteristiken besitzt, ist der Soziale Dialog. Er ist in EU-Dokumenten festgeschrieben, seine Aus-
schüsse tagen regelmäßig und die Vereinbarungen der Sozialpartner werden respektiert. So führen der Soziale
Dialog und das Europäische Sozialmodell durch ihre Strukturierung der Zivilgesellschaft auch zu einer gestärkten
Demokratie.

[Von den slowakischen Gewerkschaftsvertretern wird in den Leitfadeninterviews häufig der positive Einfluss der
europäischen Ebene, wie z.B. Richtlinien der EU-Kommission oder das »Grünbuch Arbeitsrecht«, auf die Gewerk-
schaftsarbeit auf der nationalen Ebene hervorgehoben.]
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SK-Gn01:
Bei der Novellierung des Arbeitsgesetzbuches haben wir als Gewerkschaften uns häufig bei den Tagungen auf die
Richtlinien der Europäischen Kommission berufen. Auch werden, im Vergleich mit früher, die EU-Richtlinien heute
in größerem Ausmaß eingehalten.

[Bei der Novellierung des Arbeitsgesetzbuchs hat auch für andere Respondenten (SK-Gn03, SK-Gn05, SK-Gn07)
das »Grünbuch: Ein modernes Arbeitsrecht für die Herausforderungen des 21. Jahrhunderts« der EU-Kommission
eine wichtige Rolle gespielt.

SK-Gn02 hebt zudem die Annahme europäischer Normen auf der nationalen Ebene hervor, was SK-Gn06 präzisiert
und insbesondere auf den sozialen Bereich bezieht. So werden hier mit der EU gewisse Sozialschutzstandards ver-
bunden, denen sich die Slowakei ohne ihren Beitritt zur EU nicht annähern würde.

Auswirkungen der EU auf die Gewerkschaftsarbeit sieht SK-Gn04 bei der Problematik der transnationalen Körper-
schaften, bei Fragen der nationalen Gesetzgebung, bei Agenturarbeitern (hier z.B. das österreichische Modell des
Agenturarbeiterschutzes) und der Zusammenarbeit und Hilfe der Gewerkschaften im metallverarbeitenden Sektor.
So haben die nicht in ihrem Heimatland arbeitenden Gewerkschaftsmitglieder trotzdem einen Anspruch auf unent-
geltliche Rechtsbeihilfe von der »mitarbeitenden« Gewerkschaft im Gastland. Dies wird von SK-Gn04 als äußerst
positiv hervorgehoben.]

Benutzt Ihre Gewerkschaft auf der nationalen Ebene die EU als Argument zur Rechtfertigung oder
Unterstützung Ihrer Positionen oder Aktivitäten?

[Zusammenfassung: Die EU wird auf der nationalen Ebene weniger als Rechtfertigung denn zur Unterstützung von
gewerkschaftlichen Positionen herangezogen. So wird gerade bei arbeitsrechtlichen Auseinandersetzungen mit
Arbeitgebern oder dem Staat auf Standards der EU verwiesen.]

PL-Gn03:
Die Arbeitszeit-Richtlinie. Hier gibt es ein Problem im Hinblick auf das polnische Gesundheitswesen, in dem der
Bereitschaftsdienst nicht zu den Arbeitszeiten gezählt wird. Durch Urteile des Europäischen Gerichtshofes jedoch
sind Standards festgelegt worden, nach denen das der Fall sein müsste. Dieses Problem versuchen wir zu lösen.

PL-Gn02:
Wenn es um den Arbeitsmarkt, um Arbeitszeiten oder Qualifikationen geht, dann beziehen wir uns oft auf die
Standards der EU.

CZ-Gn04:
Wir haben die EU als Argument und Unterstützung im Bereich der arbeitsrechtlichen Beziehungen benutzt. Hier
haben wir mit europäischen Standards argumentiert.

[Die EU scheint gerade bei tariflichen Auseinandersetzungen und Fragen der Arbeitsvergütung eine wichtige Rolle
als Argumentationshilfe zu spielen.]

PL-Gn05:
Dort, wo wir es für richtig halten, berufen wir uns auf die Europäische Union. Zum Beispiel dann, wenn es um be-
fristete Arbeitsverträge geht. Hier haben wir die Richtlinie genutzt, um die Regierung zu überzeugen, die Anzahl
von befristeten Verträgen zu beschränken. Das war noch in der letzten Legislaturperiode. Und tatsächlich ist es so
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gekommen, dass das Gesetz, das in Polen eingeführt worden ist, diese Anzahl beschränkt. So darf laut dem Gesetz
seit dem 1. Mai 2004 nur noch eine bestimmte Zahl von befristeten Arbeitsverträgen ausgeführt werden.

Unabhängig aber davon, ob wir uns auf diese Richtlinie berufen würden oder nicht: die europäische Gesetzgebung
ist verbindlich. Es könnte also gut sein, dass sich jemand anders auf sie berufen würde. Trotzdem: Ja, wir haben
dieses Argument für uns genutzt.

PL-Gn04:
Letztens haben wir ein Schreiben bezüglich der Ratifizierung des Artikels über die gerechte Arbeitsentlohnung an
den Präsidenten gerichtet. Allgemein beziehen wir uns auch auf die Charta der Grundrechte und auf viele Richt-
linien, die vor allem die Sozialstandards und die Vergütung betreffen.

Auch beziehen wir uns bei den Aufwendungen für verschiedene Lebensbereiche, z.B. im Gesundheitswesen, auf
europäische Durchschnittswerte und auf europäische Standards im Hinblick auf Mindestlöhne. Früher ist gesagt
worden, der Mindestlohn soll 60% des Durchschnittsverdienstes betragen. Wir führen nun eine Kampagne zum
Thema Lohnerhöhung und gerade beim Mindestlohn beziehen wir uns auf die Prinzipien der EU.

PL-Gn06:
Ja, zum Beispiel im Hinblick auf die Höhe der Arbeitsvergütungen in der Europäischen Union und in Polen und auch
beim Rentensystem. […] Ich kenne auch andere Beispiele, wo »Überbrückungsrenten« oder auch andere Lösungen
sowohl von den Regierungen als auch von den Gewerkschaften akzeptiert worden sind und zu bestimmten Standards
wurden. Warum nehmen wir uns also kein Beispiel an europäischen Vorbildern?

[Als ein konkretes Beispiel ist von einem bedeutenden Teil der slowakischen Gewerkschaftsvertreter (SK-Gn01, SK-
Gn04, SK-Gn05, SK-Gn06, SK-Gn07, SK-Gn08) die Novellierung des Arbeitsgesetzbuches benannt worden. Hier
scheint die EU eine große Argumentationshilfe gewesen zu sein.]

SK-Gn02:
Die Novellierung des Arbeitsgesetzbuches. Die Berufung auf die europäischen Richtlinien war ein starkes Argu-
ment.

[In Polen ist bei Verhandlungen mit der Regierung auf die Abwicklung und Subventionierung des deutschen
Bergbaus verwiesen worden, um so eine sozialverträglichere Restrukturierung des polnischen Bergbausektors
durchsetzen zu können.]

PL-Gn09:
Manchmal berufen wir uns auf die Stellungnahmen der EU oder benutzen sie als Referenzen. Beispielsweise im
Hinblick auf Restrukturierungsprogramme und Subventionsmaßnahmen im deutschen Bergbau. Mehrfach haben
wir das Thema, wie die deutsche Regierung mit diesem Problem umgeht, aufgegriffen, aber erfolglos. Alle aufein-
ander folgenden Premierminister haben erklärt, dass wir nicht die Bundesrepublik seien und uns so etwas nicht
leisten könnten. Wir seien auch ein wesentlich kleinerer Nettozahler in der EU und würden auch wesentlich weniger
bekommen. Und das war`s.

PL-Gn10:
Ja, wir nutzen sie. Aber auf der nationalen Ebene muss man eher niemanden mehr überzeugen. Auf jeden Fall nicht
die Partner, mit denen wir zu tun haben, also die Vertreter der Arbeitgeber- und der Arbeitnehmerorganisationen
(OPZZ, Solidarność). Bei denen muss man niemanden mehr davon überzeugen, dass solche Argumentationen
richtig sind.
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Im Hinblick auf die Arbeitnehmerangelegenheiten, bei denen wir zu handeln versucht haben, ist es immer die
beste Feststellung gewesen, dass die gegebene Situation in der Europäischen Union bereits eingetreten ist. Zum
Beispiel bei der Restrukturierung des Bergbaus. Hier haben wir eine hilfreiche Beratung erhalten, wie der Bergbau
zu erhalten sei. Unsere Reformer wollten den Bergbau sehr schnell liquidieren. Die Europäische Gemeinschaft für
Kohle und Stahl hat uns hingegen gesagt: Bleibt ruhig und lasst es nicht zu. Wir haben den Bergbau über Jahr-
zehnte liquidiert, lasst es nicht zu, dass dies bei euch innerhalb von vier oder fünf Jahren geschieht. Das geht
nicht.

[Neben arbeitsrechtlichen Regelungen, tariflichen Auseinandersetzungen, der Novellierung des slowakischen
Arbeitsgesetzbuches und den Restrukturierungen im polnischen Bergbau werden noch verschiedene spezielle Fälle
angeführt, bei denen von Gewerkschaftsseite mit der EU argumentiert worden ist.]

CZ-Gn01:
Verwendet worden ist die EU als Argumentationshilfe beim Sozialen Dialog, beim Thema Renten, bei den Lohn- und
Arbeitsbedingungen.

CZ-Gn02:
Bei der Rentenreform ist auf einen Unterschied von Deutschland zu Tschechien hingewiesen worden: In Deutsch-
land arbeiten die Bergleute auf das Berufsleben gerechnet ein Viertel Schichten weniger als in Tschechien.

CZ-Gn04:
Bei den Überstunden im Transportwesen, in Kinos, Theatern etc.

CZ-Gn05:
Auf europäischer Ebene verglichen worden ist bei Arbeitszeitfragen, bei der Restrukturierung der Stahlindustrie
und bei der Besteuerung von Unternehmen.

CZ-Gn07:
Bei uns ging es um die Erfahrungen mit Telearbeit. In Tschechien ist sie erst im Entstehen begriffen aber wir
wissen, dass z.B. in den Niederlanden ca. 25% der Arbeitnehmer nach diesem Modell arbeiten. So versuchen wir
dort Erfahrungen zu sammeln; unter anderem auch um zu erkennen, was es mit der Gesellschaft macht.

CZ-Gn08:
Wir beziehen uns auf die EU in allen Fragen, die den sozialen Aquis betreffen. So auch im Rahmen der Reform der
Lissabon-Strategie, bei der Beschäftigungsstrategie oder der sozialen Integration. Und für mich sehr wichtig, weil
ich mich sehr damit beschäftige, sind die gleichen Möglichkeiten für Frauen und Männer.

CZ-Gn09:
Bei der Interoperabilität der Mitarbeiter im Eisenbahnverkehr.

CZ-Gn10:
Bei Lohnfragen, bei Kollektivverhandlungen und der Arbeitssicherheit.

SK-Gn03:
In der letzten Zeit haben wir wieder das Beispiel aus Europa bei der Verbreitung/Extension KZVS verwendet, wobei
bei einem Überblick festgestellt worden ist, dass in der Mehrheit der EU-Länder die Extension KZVS gilt.
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PL-Gn01:
Wir haben argumentiert, indem wir die Argumente des EGB darüber benutzten, wie wichtig es ist, eine Lösung für
die Umsetzung der Richtlinie über Informations- und Konsultationsrechte zu finden. Letztendlich ist sie zum Gesetz
über die Europäischen Betriebsräte geworden. Hier war es wichtig, dass die Gewerkschaften das letzte Wort bei
der Formulierung des Gesetzes hatten. Ich meine hier die Richtlinie 14 aus dem Jahr 2002.

[Neben der Unterstützung gewerkschaftlicher Positionen auf der nationalen Ebene durch die Argumentationen mit
europäischen Standards in Auseinandersetzungen mit den Regierungen oder Arbeitgebern wird das Abschieben
von Verantwortung auf Brüssel auch kritisch gesehen.]

PL-Gn03:
»Die EU will es so!« ist kein Argument. Wenn bestimmte Regelungen, die in Polen umgesetzt werden, in die falsche
Richtung gehen und von europäischen Standards abweichen, dann weisen wir darauf hin. Wir machen es dann
aber nicht so, wie es bei den Verhandlungen gemacht worden ist: Wir müssen jetzt harte Reformen durchführen,
weil die EU es so verlangt. In diesem Moment ist die Zustimmung zur EU in manchen gesellschaftlichen Gruppen
gesunken. Wir müssen es so machen, weil die EU es so will, ist kein Argument. Wir müssen es so machen, damit es
später keine rechtlichen Widersprüche gibt.

PL-Gn07:
Ja, weil wir uns doch durch die EMF-Beitritterklärung gewissermaßen verpflichtet haben, dass wir die Aktivitäten
der Föderation zur Förderung anderer Gewerkschaften, auch in anderen Ländern, unterstützen werden. Das gehört
zu den in der Satzung verankerten Pflichten. Deswegen schicken wir, wenn irgendwo gestreikt wird, unsere Unter-
stützung dahin. Natürlich ist es nicht immer in unserem Sinne. Denn wenn eine Produktion aus Frankreich nach
Polen verlagert wird, dann müssten wir uns eigentlich freuen und dies nicht blockieren. Manchmal braucht man
Philosophie und Diplomatie, um die Interessen vereinen zu können.

PL-Gn08:
Meiner Meinung nach kann es gut sein, dass ich die Europäische Union oder EU-Richtlinien ohne es zu merken in
Diskussionen als Argumente anführe. Dies liegt auch daran, dass für mich manches so selbstverständlich ist. Und
in diesem Sinne handle ich auch. Ich merke es nicht mal, sondern mache es einfach oder spreche es einfach aus.
Wenn es allerdings bei Treffen darum geht, die Phrase »Weil die EU es so will!« zu benutzen – nein, das mache ich
eher nicht.

[Von den Gewerkschaftern scheint die EU insbesondere als Argumentationshilfe bei der Durchsetzung gewerk-
schaftlicher Positionen bei Konflikten mit den Regierungen oder den Arbeitgebern verwendet zu werden. Dabei
geht es vorwiegend um die Implementierung europäischer Standards, die zu einer Verbesserung der Lage der
Arbeitnehmer führen sollen. Negative Auswirkungen für die Gewerkschaften werden, so zumindest die Aussagen
der Respondenten, nicht unreflektiert Brüssel untergeschoben.]

9.3. Zusammenfassung
Das Projekt
Das Projekt untersuchte die Integration der Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern Polen, Tschechien
und Slowakei auf der EU-Ebene. Im Projekt sollten dabei vor allem die praktischen Erfahrungen der Gewerkschafts-
vertreter ausgewertet werden. Am Forschungsprojekt waren unter Leitung der Forschungsstelle Osteuropa an der
Universität Bremen das Institut für Soziologie der Slowakischen Akademie der Wissenschaften, das Koszalin
Institute of Comparative European Studies, das Institut für Soziologie der Tschechischen Akademie der Wissen-
schaften sowie Brigitte Krech (Brüssel) beteiligt.
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Im Rahmen des Projektes wurden im Sommer 2007 Gewerkschaftsvertreter aus den drei ausgewählten neuen
EU-Mitgliedsländern zu ihren Erfahrungen und ihrer Einschätzung der eigenen Rolle auf der EU-Ebene befragt.
Zusätzlich wurden Mitglieder des Sozialen Dialogs der EU (Vertreter von Gewerkschaften und Arbeitgebern),
Vertreter der EU Institutionen sowie Experten zur Rolle der Gewerkschaften auf der EU-Ebene interviewt. Zum
Vergleich wurden auch Vertreter deutscher Gewerkschaften interviewt. Durch insgesamt fast 100 Interviews von im
Durchschnitt etwa einer Stunde Dauer wurde ein umfangreiches Bild gewonnen.

Zentrale Ergebnisse
Die Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern halten die EU für wichtig und schätzen ihren Effekt für die
eigene Gewerkschaftsarbeit mit großer Mehrheit positiv ein. Dementsprechend wird auch ein weiter wachsender
Einfluss der EU auf die nationale Politik gewünscht.

Trotzdem sind die Gewerkschaften aus diesen Ländern in Brüssel weiterhin schwach vertreten. Keine einzige
Gewerkschaft aus Polen, Tschechien oder der Slowakei verfügt über ein Büro in Brüssel, obwohl sie eine ständige
Präsenz vor Ort für wichtig halten. Auch mangelnde Sprachkenntnisse erschweren die Integration auf der EU-
Ebene. Von den für die EU zuständigen Gewerkschaftsvertretern, die an den Interviews teilnahmen, beherrschen
weniger als ein Viertel die englische Sprache. Russischkenntnisse sind häufiger.

Die Beteiligung der Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern an Entscheidungsprozessen auf der EU-Ebene
erfolgt so fast ausschließlich über europaweite Dachverbände sowie die Mitgliedschaft in EU Gremien (Sozialer
Dialog und Europäischer Wirtschafts- und Sozialausschuss). Zum Vergleich sei z.B. darauf hingewiesen, dass von
den sechs großen nationalen Arbeitgeberverbänden aus den Untersuchungsländern zwei über ein Büro in Brüssel
verfügen oder dass die großen deutschen Gewerkschaften auf der EU-Ebene zusätzlich über direkte Konsulta-
tionen mit der Europäischen Kommission, den Vertretern im Ministerrat und dem Europäischen Parlament Einfluss
nehmen.

Anstatt auf der EU-Ebene Entscheidungsprozesse zu gestalten, benutzen die Gewerkschaften aus den neuen
Mitgliedsländern die EU als Argumentationshilfe auf der nationalen Ebene. Regierungen und Arbeitgeber werden
zur Übernahme europäischer Standards und Richtlinien gedrängt. Die Mitgliedschaft in europäischen Dachver-
bänden dient hier als wichtige Informationsquelle.

Derzeit sind die Gewerkschaftsvertreter aus den neuen Mitgliedsländern mit dieser Situation zufrieden. Der Ein-
fluss der Gewerkschaften auf der EU-Ebene wird als vergleichsweise groß eingeschätzt. Die Mitarbeit im europäi-
schen Dachverband wird von einer überwältigenden Mehrheit positiv gesehen. Die eigene Rolle auf der EU-Ebene
wird jedoch auch kritisch bewertet. Viele konstatieren die eigene Bedeutungslosigkeit und nur eine knappe Mehr-
heit ist mit der eigenen Rolle auf der EU-Ebene zufrieden. Bezüglich der nationalen Ebene ist die Zufriedenheit
deutlich größer.

Je länger die Gewerkschaften aus den neuen Mitgliedsländern an EU-Entscheidungsprozessen beteiligt sind und je
mehr sich die Sozialstandards in diesen Ländern an den EU-Durchschnitt angleichen, desto stärker werden die
Gewerkschaften deshalb ein Mitspracherecht bei der Gestaltung neuer EU-weiter Regeln verlangen. Hinzu kommt,
dass mit fortschreitender Integration die Gewerkschaften ihre Position auch zunehmend auf der EU-Ebene koordi-
nieren und vertreten müssen. Beide Trends sprechen für eine konstruktive Einbindung der Gewerkschaften aus den
neuen Mitgliedsländern in die gewerkschaftliche Interessenvertretung auf der EU-Ebene.
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